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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Im Juni 2017 schickte der Bundesrat die Vorlage zur Verstärkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalität in die
Vernehmlassung, die unter anderem das Übereinkommen und das Zusatzprotokoll des
Europarats zur Verhütung des Terrorismus im Schweizer Recht umsetzen wird.
Zusammen mit der Vorlage zu präventiven polizeilichen Massnahmen und dem
Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung und Bekämpfung von Radikalisierung und
gewalttätigem Extremismus, der Präventionsmassnahmen in allen
Gesellschaftsbereichen beinhaltet, bildete die vorliegende Anpassung des Strafrechts
die Grundlage, damit Justiz und Polizei die Gefahr eines terroristischen Anschlags in
der Schweiz besser vermindern können.
Mit dem Entwurf wollte der Bundesrat erstens das Verbot, Terroristinnen und
Terroristen anzuwerben und auszubilden sowie Reisen mit dem Ziel einer
terroristischen Straftat – sogenannte Dschihadreisen – anzutreten, das bisher im
befristeten Bundesgesetz über das Verbot der Gruppierungen «Al-Qaïda» und
«Islamischer Staat» sowie verwandter Organisationen verankert war, in Form einer
neuen Strafbestimmung ins ständige Recht überführen. Zweitens sollte in Erfüllung der
Motion 15.3008 die Bestimmung gegen organisierte Kriminalität (Art. 260ter StGB), die
bisher vor allem gegen mafiöse Organisationen gerichtet war, auch auf terroristische
Organisationen zugeschnitten werden, indem die Kriterien für das Vorliegen einer
kriminellen bzw. terroristischen Organisation angepasst werden. Damit einhergehen
sollte auch eine Erhöhung des entsprechenden Strafmasses von aktuell fünf auf neu
maximal zwanzig Jahre Freiheitsstrafe. Drittens sollte das Organisationsverbot von Art.
74 NDG so angepasst werden, dass die Strafandrohung mit jener des befristeten
Bundesgesetzes über das Verbot von «Al-Qaïda» und dem «Islamischen Staat»
übereinstimmt und die Strafverfolgung in die Zuständigkeit des Bundes gelegt wird.
Viertes Ziel war die Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in der
Rechtshilfe und bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung. So wollte der
Bundesrat einerseits die internationale Rechtshilfe beschleunigen, indem unter
gewissen Voraussetzungen eine vorzeitige Übermittlung von Informationen und
Beweismitteln – d.h. ohne dass die betroffene Person informiert wird und damit
Beschwerde erheben könnte – ermöglicht werden sollte. Ausserdem sollte die
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz geregelt werden.
Andererseits wollte er die Kompetenzen der Meldestelle für Geldwäscherei
dahingehend erweitern, dass sie auch ausländische Informationen über kriminelle
Gelder verarbeiten darf, ohne dass eine Verdachtsmeldung von der betroffenen
Schweizer Bank vorliegen muss.
Neu sollte bereits die Unterstützung einer kriminellen oder terroristischen
Organisation, und zwar ohne Zusammenhang zu einer innerhalb der Organisation
begangenen Straftat, unter Strafe gestellt werden. Die ideologische Unterstützung oder
die blosse Zugehörigkeit zu einer kriminellen oder terroristischen Organisation, wie von
den kantonalen Strafverfolgungsbehörden und der Bundesanwaltschaft gefordert,
wollte der Bundesrat dagegen nicht verbieten. Die Regierung lehne ein
Gesinnungsstrafrecht ab, wurde Justizministerin Simonetta Sommaruga in der Presse
zitiert. Dennoch sei die Botschaft klar, so Sommaruga weiter: «Die Schweiz ist kein
sicherer Hafen für Terroristen und ihre Unterstützer.» 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.06.2017
KARIN FRICK
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Rechtshilfe

Insbesondere der Fall des früheren philippinischen Staatschefs Marcos hatte auch dem
Bundesrat vor Augen geführt, dass das gültige Rechtshilfeverfahren in Strafsachen
durch die Ausschöpfung sämtlicher kantonaler und eidgenössischer Rechtsmittel in
nicht akzeptabler Weise verschleppt werden kann. Er beauftragte deshalb anfangs Jahr
das EJPD mit der Ausarbeitung eines Entwurfs für die Revision des Bundesgesetzes
über die internationale Rechtshilfe und des Rechtshilfevertrags mit den USA.
Namentlich durch eine Neuformulierung der zulässigen Rechtsmittel und durch
zusätzliche Eingriffsmöglichkeiten des Bundesamtes für Polizeiwesen soll eine
Straffung des Verfahrens erzielt werden. Einen anderen Weg zur
Verfahrensbeschleunigung brachte Nationalrat Scheidegger (fdp, SO) in die Diskussion
ein. Er regte mit einem vom Rat überwiesenen Postulat an, dass der Bundesrat mit
Entwicklungsländern Staatsverträge nach dem Vorbild des Rechtshilfeabkommens mit
den USA abschliessen soll. 2

POSTULAT
DATUM: 23.03.1990
HANS HIRTER

Privatrecht

Auch die Mehrheit der RK-SR schloss sich der Meinung des Nationalrates an und
erachtete die Präzisierung der Anforderungen an die Aufsicht über kirchliche und
religiöse Stiftungen als notwendig. Auch bei kirchlichen und religiösen Stiftungen
bestehe ein Missbrauchspotenzial bezüglich Geldwäscherei und
Terrorismusfinanzierung, weshalb es unvorsichtig sei, deren Aufsicht allein der jeweils
betreffenden Religionsgemeinschaft zu überlassen. Gegen die entsprechende Motion
Fiala (fdp, ZH) argumentierte eine Kommissionsminderheit, die Aufsicht durch
innerkirchliche Gremien sei basierend auf dem speziellen Verhältnis von Staat und
Kirche historisch gewachsen und grundsätzlich wirkungsvoll. Aufgrund weniger
Missbrauchsfälle die Aufsicht über sämtliche kirchliche Stiftungen zu verschärfen, sei
unverhältnismässig. Der Ständerat schlug in der Herbstsession 2017 einen Mittelweg ein,
indem er die Motion ohne Gegenstimme an die Kommission zurückwies. Diese soll nun
prüfen, die Motion dahingehend abzuändern, dass Stiftungen, die einer anerkannten
Landeskirche zugehörig sind, von den neuen Regelungen ausgenommen werden. 3

MOTION
DATUM: 18.09.2017
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Die Schweiz unterzeichnete am 23. August die Konvention des Europarates über die
Geldwäscherei. Gemäss dem EJPD erfüllt das schweizerische Recht den von diesem
Abkommen in Bezug auf Strafverfolgung und Konfiskation deliktischer Vermögenswerte
verlangten Mindeststandard. Die Konvention ist auch von Bedeutung für die
internationale Zusammenarbeit beim Kampf gegen die Geldwäscherei. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.08.1991
HANS HIRTER

Der föderalistische Charakter des Justizsystems, welches dem Bund nur bei wenigen
Delikten (im wesentlichen Drogenhandel, Geldfälschung und Sprengstoffanschläge)
eigene Ermittlungsbefugnisse zugesteht, erweist sich oft als Hindernis für eine
wirksame Bekämpfung des organisierten Verbrechens. Bundesrat Koller gab deshalb im
Frühjahr eine Teilrevision des Strafgesetzbuchs in die Vernehmlassung, welche der
Bundesanwaltschaft bei kantons- oder grenzübergreifenden sowie bei komplizierten
Fällen mehr Kompetenzen bei der Ermittlung einräumen möchte. Dieser Vorschlag
wurde mehrheitlich als zu wenig weit gehend beurteilt. Unbestritten war die Kompetenz
der Bundesbehörden, namentlich in den Bereichen der Geldwäscherei und des
organisierten Verbrechens Voruntersuchungen durchzuführen. Als ineffizient und zu
kompliziert wurde hingegen kritisiert, dass danach die gerichtliche Untersuchung
wieder an die Kantone delegiert würde, und nicht die Bundesanwaltschaft die Anklage
vor den Gerichten vertreten kann. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz schlug vor, die Bundesanwaltschaft zu einer Untersuchungsbehörde für
bedeutende und grenzüberschreitende Verbrechen auszubauen und sie als Anklägerin
vor einem neuzuschaffenden erstinstanzlichen Bundesstrafgericht antreten zu lassen.
Als längerfristige Lösung wurde diese Idee auch von der Konferenz der kantonalen
Justiz- und Polizeidirektoren unterstützt. Kurzfristig möchten diese, dass die
Bundesanwaltschaft in aussergewöhnlichen Fällen subsidiäre Ermittlungskompetenz
erhält und vor den kantonalen Gerichten als Anklägerin auftreten darf. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1996
HANS HIRTER
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Der Fall Tinner beschäftigte Politik und Medien 2010 weiterhin. Das Bundesgericht wies
zu Beginn des Berichtjahrs eine Beschwerde seitens der Bundesanwaltschaft ab, die
eine uneingeschränkte Einsicht in die umstrittenen Akten verlangt hatte. Das
Gerichtsurteil bestätigte den Bundesrat einstweilen in seinem Vorgehen, brisante
Papiere zu diesem Fall unter Verschluss zu halten. Im Dezember beantragte dann aber
der eidgenössische Untersuchungsrichter Anklage gegen die Familie Tinner und
forderte Akteneinsicht. In seinem Bericht machte er Verstösse gegen das
Kriegsmaterial- und das Geldwäschereigesetz geltend. Darüber hinaus kritisierte er die
Einschränkung der Akteneinsicht zulasten der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat scharf. Es sei rechtsstaatlich bedenklich, wenn die eine Gewalt die andere
nicht respektiere und behindere. 6

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.12.2010
MARC BÜHLMANN

Kriminalität

Der Nationalrat stimmte dem neuen Gesetz bereits in der Wintersession ohne wichtige
Abänderungen zu. Umstritten war vor allem die Frage, ob,die von der Regierung
vorgeschlagene Uberführung der Sorgfaltspflicht ins Strafrecht einer Bestrafung von
fahrlässig begangenen Taten vorzuziehen sei. Die bürgerliche Ratsmehrheit entschied
sich gegen den Antrag der Linken für die bundesrätliche Lösung. Abgeordnete der SP
und des Freisinns setzten sich im weitern dafür ein, dass nicht nur natürliche, sondern
auch juristische Personen wegen Geldwäscherei bestraft werden können. Dass eine
derartige Neuerung gerade im Kampf gegen das organisierte Verbrechen, das oft unter
der Tarnkappe von anonymen Firmen operiert, erforderlich sei, wurde nicht bestritten.
Bundesrat Koller und mit ihm eine knappe Ratsmehrheit waren jedoch der Ansicht, dass
die entsprechenden Bestimmungen sowie eine neue Definition des Begriffs "kriminelle
Vereinigung" unter Einbezug der neuen Erscheinungsformen des organisierten
Verbrechens in den Allgemeinen Teil des StGB gehören. Eine entsprechende Motion
Segond (fdp, GE) sowie ein Postulat der vorberatenden Kommission wurden ohne
Widerspruch überwiesen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.1989
HANS HIRTER

Die Ergänzung des Strafrechts um den Begriff der «kriminellen Vereinigung» wurde
auch von der kleinen Kammer als notwendig für die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens beurteilt. Sie überwies deshalb oppositionslos eine Motion des
Nationalrats, welche vom Bundesrat die rasche Ausarbeitung von entsprechenden
Bestimmungen fordert. 8

MOTION
DATUM: 19.03.1990
HANS HIRTER

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat mit der Schaffung eines neuen Gesetzes gegen
die Geldwäscherei. Auf Antrag seiner Kommission beschloss er, in allen Punkten den
Entscheiden des Nationalrats der seinerseits die Bundesratsvorlage praktisch
unverändert übernommen hatte zu folgen. Damit konnten die Strafbestimmungen über
Handlungen, welche geeignet sind, das Auffinden von deliktisch erworbenen
Vermögenswerten zu verhindern, auf den 1. August in Kraft gesetzt werden. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.1990
HANS HIRTER

Der Ständerat ratfizierte auf Antrag des Bundesrats das im Vorjahr von der Schweiz
unterzeichnete Übereinkommen des Europarates über «Geldwäscherei sowie
Ermittlung, Beschlagnahme und Einziehung von Erträgen aus Straftaten». Da das
schweizerische Strafrecht zum Teil bereits weiter geht, als es das Übereinkommen
verlangt, waren keine Gesetzesanpassungen erforderlich. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Der Bundesrat zog die Konsequenzen aus den zum Teil massiven Kritiken am Vorentwurf
für ergänzende Massnahmen zur Bekämpfung des organisierten Verbrechens.
Unbeschadet überstand die Vernehmlassung lediglich das Melderecht für
Bankangestellte und weitere mit der Vermögensverwaltung betraute Personen beim
Verdacht auf einen deliktischen Ursprung von Geldern. Hingegen beschloss der
Bundesrat, auf die radikalste Neuerung, die Einführung der Strafbarkeit von
Unternehmen, vorläufig zu verzichten. An der Einführung des Begriffs der «kriminellen
Organisation» und der Bestrafung derjenigen, welche sich an solchen Organisationen
beteiligen oder sie unterstützen, möchte der Bundesrat im Prinzip festhalten. Der
konkrete Wortlaut der Bestimmungen soll aber von einem Expertengremium ebenso
noch einmal überarbeitet werden wie die Bestimmungen zur Beschlagnahmung von

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER
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Erträgen aus kriminellen Aktivitäten. 11

Als Zweitrat ratifizierte auch der Nationalrat das Übereinkommen des Europarates
über die Geldwäscherei und die Einziehung von deliktisch erworbenen
Vermögenswerten. Unter den in diesem Abkommen empfohlenen Massnahmen wird
auch die Überwachung von verdächtigen Bankkonten erwähnt. Der Nationalrat überwies
nun zwei Postulate (Po. 93.3023 und 93.3024), welche den Bundesrat einladen, die
Schaffung von Rechtsgrundlagen für dieses Instrument zu prüfen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.1993
HANS HIRTER

Ende Juni legte der Bundesrat die Botschaft mit den ergänzenden Massnahmen zur
Bekämpfung des organisierten Verbrechens vor, welche nach der Vernehmlassung
noch einmal von einer Expertengruppe überarbeitet worden waren. Neu soll gemäss
dem Entwurf der Begriff der kriminellen Organisation in das Strafgesetz eingeführt
werden. Damit würden die Akteure des organisierten Verbrechens auch in denjenigen
Fällen zur Rechenschaft gezogen werden, in denen wegen der ausgeklügelten
Arbeitsteilung in diesen Organisationen eine direkte Tatbeteiligung nicht nachgewiesen
werden kann. Der neue Rechtsbegriff der kriminellen Organisation soll auch einen
wirkungsvolleren Zugriff auf deliktisch erworbene Vermögen ermöglichen. In Fällen, wo
diese Vermögen nicht mehr vorhanden oder nicht mehr feststellbar sind, sollen die
Gerichtsbehörden auch legal erworbene Vermögenswerte von kriminellen
Organisationen einziehen dürfen. Als dritte wesentliche Neuerung schlug der Bundesrat
eine Lockerung des Bank- resp. Berufsgeheimnisses vor. Danach soll es Personen,
welche sich mit Bank- und Finanzgeschäften befassen, explizit erlaubt werden, die
Behörden bereits über einen Verdacht auf Geldwäschereigeschäfte zu benachrichtigen.
Diese auch von der Bankiervereinigung begrüsste Neuerung wird nicht nur die
Aufdeckung von kriminellen Transaktionen erleichtern, sondern soll die Financiers auch
aus dem Dilemma zwischen dem Risiko der strafbaren Beteiligung an
Geldwäschereigeschäften einerseits und der Verletzung des Berufsgeheimnisses
andererseits befreien. Auf eine «Kronzeugenregelung», wie sie zum Beispiel die USA
und Italien kennen, möchte der Bundesrat hingegen verzichten. Immerhin sollen Täter,
die mit den Ermittlungsbehörden zusammenarbeiten, mit einer Strafmilderung rechnen
können. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1993
HANS HIRTER

In seiner Botschaft zu den ergänzenden Massnahmen gegen das organisierte
Verbrechen nahm der Bundesrat auch eine Beurteilung der aktuellen Bedeutung des
organisierten Verbrechens in der Schweiz vor. Als besonders gefährdet sieht er das
Umfeld der Finanzplätze an, wo bereits heute die angebotenen Dienstleistungen von
kriminellen Organisationen zum Geldwaschen verwendet werden. Der Grossteil der in
den letzten Jahren beschlossenen und neu vorgeschlagenen gesetzlichen Massnahmen
richtet sich denn auch gegen derartige Aktivitäten. Erste Anzeichen für das als
besonders gefährlich erachtete Eindringen des organisierten Verbrechens in die
Unternehmen der legalen Wirtschaft seien hingegen erst im Bereich der kleinen
Gastronomiebetriebe und Modeboutiquen feststellbar. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1993
HANS HIRTER

Der Ständerat stimmte in der Dezembersession den Anträgen des Bundesrats
weitgehend zu. Einen Antrag Morniroli (lega, TI) auf Schaffung einer
«Kronzeugenregelung» lehnte er deutlich ab. Der Nationalrat überwies ferner ein
Postulat der CVP-Fraktion (Po. 93.3347), worin namentlich Mittel und Personal für eine
Verbesserung der Koordination zwischen den Organen des Bundes, der Kantone und
des Auslands im Kampf gegen das organisierte Verbrechen sowie Rechtsgrundlagen für
die verdeckte Fahndung gefordert werden. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1993
HANS HIRTER

Im Januar gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Ausweitung der Bestimmungen
gegen die Geldwäscherei auf den ganzen Finanzsektor in die Vernehmlassung. Dem
neuen Gesetz sollen nicht nur wie bisher Banken unterstellt sein, sondern alle im
Finanzmarkt tätigen Akteure, also auch Versicherungen, PTT, Treuhänder, Anwälte und
andere mit Finanzierungs- und Kreditgeschäften befasste Personen und Firmen.
Vorgesehen ist eine Identifizierungspflicht für Kunden (bei Bargeschäften ab CHF
25'000) und die Abklärung der wirtschaftlichen Hintergründe und des Zwecks der
Transaktion bei Anzeichen von verdächtigen Handlungen. Bei Gewissheit oder

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.01.1994
HANS HIRTER
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begründetem Verdacht soll eine Meldepflicht eingeführt werden.
Die Reaktionen auf den Vorschlag des Bundesrates fielen überwiegend negativ aus.
Keinen dringenden Handlungsbedarf konnten die ins Visier genommenen Treuhänder
ausmachen. Für die Banken ist zwar ein solcher durchaus gegeben, die neuen Regeln
würden aber ihrer Ansicht nach die bestehenden Normen konkurrenzieren und zu
Ungereimtheiten führen. Die vorgesehene Meldepflicht bei verdächtigen Transaktionen
lehnten sie, wie übrigens auch die FDP und die SVP, ab. 16

Eine internationale Expertenkommission hatte im Vorjahr die Vorkehrungen der
Schweiz gegen die Geldwäscherei ins Examen genommen und war dabei, namentlich für
den Bankensektor, zu einem guten Ergebnis gekommen. Wie der Bundesrat schlug auch
sie vor, die Bestimmungen auch auf den Parabankensektor auszuweiten. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.01.1994
HANS HIRTER

In der bisher grössten in der Schweiz aufgedeckten Geldwäschereiaffäre
beschlagnahmten die Behörden bei der Schweizerischen Bankgesellschaft rund USD 150
Mio. Die Ermittlungsbehörden vermuten, dass diese Gelder von kolumbianischen
Drogenhändlern stammen. Sie wurden vor Inkrafttreten des Geldwäschereigesetzes
(August 1990) angelegt und nachher vom verantwortlichen Bankangestellten nicht
gemeldet, obwohl er nach Ansicht der Justizbehörden von ihrer illegalen Herkunft
Kenntnis hatte. 18

ANDERES
DATUM: 19.04.1994
HANS HIRTER

Der im Vorjahr heftig kritisierte Vernehmlassungsentwurf für eine Verschärfung des
Gesetzes über die Bekämpfung der Geldwäscherei wurde im Berichtsjahr von der
Verwaltung überarbeitet. Die Bestimmungen über die Verhinderung der Geldwäscherei
im Nichtbankensektor wurden konkretisiert und verschärft. Als Alternative zu der von
den Banken bekämpften Meldepflicht im Falle eines begründeten Verdachts schlugen
die Bankenkommission und die Nationalbank eine obligatorische interne Blockierung
der Vermögen vor. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.1995
HANS HIRTER

Mit einem Postulat Schenk (svp, BE) lud der Nationalrat den Bundesrat ein, Massnahmen
zu überprüfen, mit denen Geldwäscherei mittels Zahlungsverkehr auf den neuen
elektronischen Datennetzen (Internet etc.) verhindert werden kann. 20

POSTULAT
DATUM: 23.06.1995
HANS HIRTER

Am 17. Juni legte der Bundesrat die Botschaft zu einem neuen Bundesgesetz zur
Bekämpfung der Geldwäscherei im Finanzsektor vor. Dieses soll Lücken im zur Zeit
gültigen Gesetz schliessen, indem zusätzlich zu den Banken auch andere
Leistungsanbieter des Finanzsektors einbezogen werden. Damit würde ein den ganzen
Finanzsektor abdeckender einheitlicher Standard der Sorgfaltspflichten geschaffen,
welcher insbesondere die Identifizierungs- und Ausweispflicht für Kunden sowie die
Feststellung der effektiv wirtschaftlich berechtigten Person umfasst. Als auch den
Bankensektor betreffende Neuerung sieht der Entwurf zudem eine Meldepflicht für
Transaktionen vor, bei denen ein begründeter Verdacht auf Geldwäscherei besteht. Ist
eine derartige Meldung an die Behörden erfolgt, müssen die entsprechenden
Vermögenswerte automatisch blockiert werden; der Kunde oder Dritte dürfen jedoch
über die Meldung nicht informiert werden. Der Kritik der Banken am ursprünglichen
Vernehmlassungsentwurf von 1994 wurde insofern Rechnung getragen, als die
Meldepflicht (nicht aber das Melderecht) entfällt, wenn auf die Aufnahme einer
Geschäftsbeziehung verzichtet worden ist. Zur Entgegennahme der Meldungen soll
gemäss Vorschlag des Bundesrates eine zentrale Stelle im Bundesamt für Polizeiwesen
geschaffen werden, welche die Informationen koordiniert und sie an die kantonalen
Strafverfolgungsbehörden weiterleitet. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1996
HANS HIRTER
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Die Rechtskommission des Nationalrats hatte an der Vorlage wenig auszusetzen und
verabschiedete sie im November einstimmig. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.11.1996
HANS HIRTER

Das Parlament verabschiedete das neue Bundesgesetz zur Bekämpfung der
Geldwäscherei im Finanzsektor. Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit dem
Geschäft. Dieses war, wie bereits in der vorberatenden Kommission, gänzlich
unbestritten. Als einzig erwähnenswerte materielle Änderung nahm der Rat die
Strafbarkeit der vorsätzlich oder fahrlässig begangenen Verletzung der Meldepflicht in
den Text auf. Da der Ständerat nur in einigen Details von diesen Beschlüssen abwich,
konnten die Differenzen rasch ausgeräumt werden. Das neue Gesetz wurde in der
Herbstsession ohne Gegenstimmen verabschiedet. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER

Zu Jahresbeginn gab der Bundesrat den Vorentwurf für eine Verschärfung des
Geldwäschereigesetzes in die Vernehmlassung. Es geht bei der Revision vor allem
darum, die von einer internationalen Arbeitsgruppe (FATF/GAFI) erlassenen
Empfehlungen umzusetzen. Vorgesehen ist insbesondere die Erweiterung des
Geldwäschereibegriffs auf Geschäfte mit Erlösen von Produktpiraterie,
Menschenschmuggel sowie aus Insidergeschäften an der Börse. Weitere Berufe
ausserhalb des Finanzsektors (z.B. Kunst- und Edelmetallhändler) sollen zudem dem
Geldwäschereigesetz und seinen Kontrollmechanismen (Identifikation der Kunden etc.)
unterstellt werden. Die Reaktionen fielen bei den bürgerlichen Parteien und der
Bankiervereinigung, die vor einer Überregulierung warnten, sehr negativ aus. Bundesrat
Merz gab daraufhin bekannt, dass das Projekt einstweilen auf Eis gelegt und später
gründlich überarbeitet werde. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.01.2005
HANS HIRTER

Nachdem im Vorjahr ein Vorentwurf für eine Verschärfung der strafrechtlichen Mittel
zur Bekämpfung der Geldwäscherei an der heftigen Kritik im
Vernehmlassungsverfahren gescheitert war, skizzierte Bundesrat Merz im September
die Grundzüge einer neuen, massiv abgespeckten Vorlage. Den Einbezug von Vortaten
zur Geldwäscherei wie gewerbsmässiger Schmuggel, Produktepiraterie oder
Börsenkursmanipulationen behielt er bei. Neu soll auch für nicht zustande gekommene
Geschäfte mit Verdacht auf Geldwäscherei eine Meldepflicht bestehen. Bei
unbedeutenden Transaktionen sollen die Finanzintermediäre hingegen von den
Sorgfaltspflichten entbunden werden. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2006
HANS HIRTER

Der Bundesrat veröffentlichte im Berichtsjahr seine Botschaft für eine Verschärfung
der gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung der Geldwäscherei. Die
vorgeschlagenen Neuerungen entsprechen weitgehend den Empfehlungen der
internationalen Groupe d’acton financière (GAFI). Im Zentrum der Vorschläge stehen
die Erfassung neuer Formen der Geldwäscherei und der Einbezug von Akteuren, die
der Terrorismusfinanzierung verdächtigt werden. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2007
HANS HIRTER

Das Parlament genehmigte die vom Bundesrat im Vorjahr vorgeschlagene Verschärfung
der gesetzlichen Bestimmungen zur Bekämpfung der Geldwäscherei. Diese Neuerungen
entsprechen weitgehend den Empfehlungen der internationalen Groupe d’action
financière (GAFI). Im Zentrum der Vorschläge stehen die Erfassung neuer Formen der
Geldwäscherei und der Einbezug von Akteuren, die der Terrorismusfinanzierung
verdächtigt werden. Beide Ratskammern stellten sich einstimmig hinter die neuen
Regeln. In der Detailberatung verstärkten sie die Bestimmungen zum Schutz von
Personen, die Meldungen über verdächtige Transaktionen machen. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2008
HANS HIRTER

Durch das von Nationalrätin Wyss (gp, SO) eingereichte Postulat wird der Bundesrat
aufgefordert, die Unterstellung des Immobiliensektors unter das Geldwäschereigesetz
(GwG) erneut zu prüfen. Dies war in einem Vorentwurf eines Bundesgesetzes über die
Umsetzung der revidierten Empfehlung der internationalen Expertengruppe zur
Bekämpfung der Geldwäscherei, Financial Action Task Force (FATF/GAFI), im Jahr 2005
bereits beantragt worden. Aufgrund der ablehnenden Haltung in der Vernehmlassung
verzichtete der Bundesrat damals aber darauf und begnügte sich damit, dass durch die

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN
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Bestimmung des Strafgesetzbuches zur Bekämpfung der Geldwäscherei (Art. 305bis
StGB) nicht nur Finanzintermediäre erfasst sind. Der Nationalrat überwies das Postulat
in der Frühjahrssession 2011. 28

Für eine Stärkung der internationalen Bekämpfung der Geldwäscherei beschloss der
Arbeitskreis Massnahmen zur Geldwäschereibekämpfung (GAFI) eine Revision seiner
Empfehlungen. So sollen neu die Meldestellen, über welche jedes GAFI-Mitglied
verfügen muss und welche sich 1995 zur Egmont-Gruppe zusammengeschlossen haben,
auch Finanzinformationen austauschen. Das brachte die Schweizer Meldestelle Money
Reporting Office Switzerland (MROS) in die unangenehme Situation, aufgrund des
Bankkunden- und Amtsgeheimnisses als einzige nicht an diesem internationalen
Finanzinformationsaustausch teilnehmen zu können. Dies führte zu einer Drohung der
Egmont-Gruppe, dass die schweizerische Mitgliedschaft suspendiert würde, falls sie
nicht bis Juli 2012 den erforderlichen Gesetzgebungsprozess eingeleitet habe. Dieser
Forderung war der Bundesrat nachgekommen und er unterbreitete dem Parlament
einen entsprechenden Entwurf zu einer Änderung des Bundesgesetzes über die
Bekämpfung der Geldwäscherei und der Terrorismusfinanzierung im Finanzsektor
(Geldwäschereigesetz). Der Ständerat stimmte dem Entwurf noch in der Wintersession
einstimmig zu. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2012
NADJA ACKERMANN

Der durch die Finanzkrise schärfer hervorgetretene Zusammenhang zwischen
Steuerdelikten und Geldwäscherei führte zu einer Teilrevision der Empfehlungen der
Groupe d’action financière (GAFI) im Jahre 2012. Damit der Schweizer Finanzplatz
GAFI-konform bleibt und nicht für kriminelle Zwecke missbraucht werden kann, waren
verschiedene gesetzliche Anpassungen nötig. Zum einen wurde eine Revision des
Geldwäschereigesetzes (GwG) angestossen, welche die Schweizer Meldestelle MROS in
die Lage versetzen soll, die bei ihr vorhandenen Finanzinformationen ebenfalls mit
anderen Meldestellen austauschen zu können. Laut Entwurf soll die Weitergabe der
Informationen nicht durch Originaldokumente, sondern durch Berichte erfolgen. Auf
der Basis dieser Berichte kann die Partnerbehörde entscheiden, ob ein Strafverfahren
eröffnet und die Schweiz um Rechtshilfe ersucht werden solle. Die MROS soll ihrerseits
auch bei dritten Finanzintermediären, d.h. bei solchen, die nicht selber eine
Verdachtsmeldung erstattet haben, Informationen einfordern können. Dies jedoch nur
unter der Bedingung, dass ein Erkenntniszusammenhang mit einer bereits erstatteten
Meldung bestünde. Nachdem der Ständerat 2012 die geplanten Änderungen ohne
Anmerkung gutgeheissen hatte, schuf der Nationalrat im Frühjahr 2013 eine kleine
Differenz bezüglich der Gründe für eine Auskunftsverweigerung. So wollte der
Nationalrat zusätzlich im Gesetz verankern, dass die Schweizer Meldestelle auf das
Ersuchen einer ausländischen Behörde nicht eingeht, wenn die nationalen Interessen
oder die öffentliche Sicherheit und Ordnung beeinträchtigt würde. Der Ständerat
stimmte diesem sogenannten Ordre-public-Vorbehalt zu, so dass die
Gesetzesänderung in der Schlussabstimmung im Nationalrat mit 135 zu 54 und im
Ständerat mit 43 Stimmen bei 2 Enthaltungen angenommen wurde. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2013
NADJA ACKERMANN

Die beschlossene Revision des Geldwäschereigesetzes stellte nur einen ersten Schritt
dar, auf den die Umsetzung weiterer GAFI-Empfehlungen zur Bekämpfung der
Geldwäscherei, der Terrorismusfinanzierung und der Finanzierung von
Massenvernichtungswaffen folgen, die unter anderem auch Steuerdelikte thematisieren
werden. Im Dezember 2013 verabschiedete der Bundesrat eine entsprechende
Botschaft. Der Entwurf sah Anpassungen in folgenden sieben Themenbereichen vor:
Transparenz von juristischen Personen und Inhaberaktien, Pflichten von
Finanzintermediären, Klärung des Begriffs der politisch exponierten Personen (PEP),
Qualifizierung von schweren Steuerdelikten als Vortat zur Geldwäscherei, Verbot von
Barzahlungen von über CHF 100'000, Stärkung der Wirksamkeit von
Verdachtsmeldungen und schliesslich Sanktionen im Bereich der
Terrorismusfinanzierung. Die Vorlage wird im kommenden Jahr in den Räten behandelt
werden. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2013
NADJA ACKERMANN
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Trotz eines leichten Rückgangs war auch im Jahr 2013 die Anzahl der gemeldeten,
verdächtigen Vermögenswerte hoch. Ihr Umfang belief sich auf knapp drei Milliarden
CHF, wobei insgesamt 30 Verdachtsmeldungen Summen von über 10 Millionen CHF
betrafen. Meist handelte es sich bei der mutmasslich begangenen Vortat zur
Geldwäscherei um Betrug, wobei eine Zunahme von Computerbetrugsfällen
verzeichnet wurde. Die Abnahme der Fälle erlaubte eine vertiefte Analyse der
eingegangenen Verdachtsmeldungen und raschere und besser fundierte Meldungen an
die Strafverfolgungsbehörden. Dies hielt der im Mai 2014 veröffentlichte Jahresbericht
der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) fest. 32

ANDERES
DATUM: 08.05.2014
NADJA ACKERMANN

Die Revision des Geldwäschereigesetzes wollte der 2012 als Antwort auf die Finanzkrise
erfolgten Revision der Empfehlungen der Groupe d'action financière (GAFI) Rechnung
tragen und dafür sorgen, dass die schweizerische Gesetzgebung auch beim nächsten
Länderexamen 2015 GAFI-konform ist. Gleichzeitig sollten die Vorgaben des Global
Forum über Transparenz und Informationsaustausch für Steuerzwecke berücksichtigt
werden. Zu diesem Zweck sah die Vorlage des Bundesrates Änderungsvorschläge in
sieben Themenbereichen vor: So sollten die Transparenz der Inhaberaktien bei
juristischen Personen sichergestellt, die Pflichten der Finanzintermediäre bei der
Feststellung der wirtschaftlichen Berechtigung von juristischen Personen konkretisiert
und schwere Steuerdelikte als Vortaten zur Geldwäscherei deklariert werden. Weiter
sollte der Begriff der politisch exponierten Personen (PEP) auf inländische Personen
ausgedehnt werden. Neu sollten zudem Barzahlungen bei Fahrnis- und
Grundstückkäufen im Wert von über CHF 100‘000 nicht mehr erlaubt sein. Der Teil, der
diesen Schwellenwert übersteigt, sollte künftig zwingend über einen Finanzintermediär
erfolgen, der dem Geldwäschereigesetz unterstellt ist. Schliesslich sollte die Meldestelle
für Geldwäscherei in ihren Kompetenzen gestärkt und die Umsetzung der UNO-
Sanktionen im Bereich Terrorismusfinanzierung (Resolution 1373) verbessert werden.

Bei den Beratungen des Bundesgesetzes zur Umsetzung der revidierten GAFI-
Empfehlungen schuf der Ständerat mehrere Differenzen zum Entwurf des Bundesrates.
So wollte die Mehrheit (25 zu 17 Stimmen) der kleinen Kammer, dass ein Steuerdelikt nur
dann als Vortat zur Geldwäscherei gilt, wenn die hinterzogenen Steuern CHF 300‘000
statt den vom Bundesrat vorgeschlagenen CHF 200‘000 pro Steuerperiode
übersteigen. Davon betroffen wären dann nur Steuerbetrüger, d.h. Urkundenfälscher.
Die Steuerhinterziehung sollte aus dem Geltungsbereich fallen. Einig mit dem
Bundesrat ging der Ständerat in der Ansicht, dass künftig Bargeldzahlungen von über
CHF 100‘000 nur noch über eine Bank abgewickelt werden könnten. Andererseits strich
der Ständerat äusserst knapp (mit 21 zu 20 Stimmen bei einer Enthaltung) die
Bestimmung, wonach die Verletzung der Meldepflicht bei Inhaberaktien bestraft würde
– dies, obwohl eine solche Regelung von der GAFI gefordert wurde. Schliesslich
verankerte der Ständerat die ausdrückliche Nennung von Personen mit führender
Stellung in internationalen Sportverbänden unter den politisch exponierten Personen
(PEP).

Weit weniger bundesratskonform zeigte sich der Nationalrat. In der Sommersession
nahm er zahlreiche Aufweichungen an der bundesrätlichen Vorlage vor, die der Schweiz
laut Bundesrätin Widmer-Schlumpf einen Platz auf der schwarzen Liste sichern würden.
Die gegnerische Mehrheit sah in der Vorlage eine „Generalverdachtsvorlage“, die durch
juristische Definitionen vergeblich Mängel auf organisatorischer und personeller Ebene
zu beheben versuche. In dieser Stimmung wollte der Nationalrat zwar den Begriff der
politisch exponierten Personen ebenfalls auf das Inland und Personen in führender
Funktion in internationalen Sportverbänden ausdehnen, dabei aber gleichzeitig die
Mitglieder der Bundesversammlung, die ja keine Berufsparlamentarier seien, davon
ausnehmen. Weiter wollte die grosse Kammer aufgrund der Ablehnung der totalen
Überwachung aller Finanztransaktionen weder Barkäufe von über CHF 100‘000
verbieten noch volle Transparenz bei den Inhaberaktien herstellen. Schliesslich sollten
Banken nur dann den Verdacht auf schwere Steuerdelikte melden, wenn zusätzlich zum
Betrugstatbestand durch die Straftaten eine oder mehrere Steuerrückerstattungen
über CHF 200‘000 pro Steuerperiode bewirkt würden. In der Gesamtabstimmung
wurde die Vorlage mit 83 zu 54 Stimmen angenommen wobei sich jedoch 48 Mitglieder
aus SP und den Grünen ihrer Stimme enthalten hatten, da die „zerzauste“ Vorlage nicht
mehr GAFI-konform wäre.

Nun lag der Ball wieder beim Ständerat, der laut SP den Nationalrat „wieder auf den
Pfad der Tugend“ zurückbringen sollte. In der Tat übte der Ständerat Kritik an der
trotzigen Haltung des Nationalrates, welche die Reputation der Schweiz gefährde. Die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2014
NADJA ACKERMANN
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kleine Kammer hielt denn auch an der Mehrheit ihrer Beschlüsse fest. Nur bezüglich der
Frist, innerhalb derer die Geldwäschereimeldestelle eine Bank über die Weiterleitung
einer Verdachtsmeldung informieren muss, kam sie dem Nationalrat entgegen.
Betreffend die Bareinkäufe lehnte der Ständerat zwar einen Kompromissvorschlag, der
Barbezahlungen ab CHF 100‘000 bei bestimmten Händlern einer Identifikations- und
Dokumentationspflicht unterstellen wollte, ab, bekundete aber dennoch seine
Sympathien. Weiter wollte der Ständerat die Mitglieder der Bundesversammlung nicht
von den Bestimmungen über politisch exponierte Personen ausnehmen.

Die Differenzbereinigung setzte sich in der Wintersession harzig fort. Zwar verzichtete
der Nationalrat mit 122 zu 64 Stimmen bei der Transparenzpflicht für Inhaberaktien auf
einen Schwellenwert von CHF 250‘000 und stimmte mit 97 zu 83 Stimmen bei 6
Enthaltungen der ständerätlichen Definition der qualifizierten Steuerdelikte sowie mit
100 zu 83 Stimmen bei 1 Enthaltung der Zugehörigkeit der Bundesparlamentarier zu den
PEP zu. Bei dem Barzahlungsverbot hielt er jedoch nach einer ausgedehnten Diskussion
an seiner Position fest. Ebenso wollte er die Möglichkeit, betroffene Kunden nach einer
Verdachtsmeldung an die Geldwäschereibehörde informieren zu können, beibehalten.
Schliesslich sollen kirchliche Stiftungen weiterhin von der Eintragungspflicht ins
Handelsregister ausgenommen werden. Dabei gab eine Allianz aus SVP, FDP und einem
Teil der CVP den Ton an. Während die SVP jegliche Überregulierung ablehnte, strebten
die FDP und CVP die Note „genügend“ beim GAFI-Länderexamen an, welches im
Frühjahr 2015 stattfinden wird. Der Wille zur GAFI-Konformität wurde auch im
Ständerat deutlich. So stimmte die kleine Kammer den Vorschlägen des Nationalrats
betreffend die Handelsregistereintragungspflicht für kirchliche Stiftungen, den
Ausnahmen vom Informationsverbot im Meldesystem und der CHF 100‘000-Schwelle
für Barzahlungen bei Versteigerungen in Konkursverfahren zu. Hart blieb sie jedoch bei
der Abklärungs- und Meldepflicht für Händler bei Barzahlungen über CHF 100‘000.
Diese letzte Differenz konnte nicht bereinigt werden, da der Nationalrat unerwartet
zum Vorschlag des Bundesrats, d.h. zum Verbot von Bargeldkäufen über CHF 100‘000,
zurückkehrte. In der Einigungskonferenz fand jedoch klar die liberalere Fassung des
Ständerats die Mehrheit. Die Regelung, wonach Händlern bei Bargeldgeschäften ab CHF
100‘000 erhöhte Sorgfaltspflichten auferlegt werden, wurde schliesslich von beiden
Räten akzeptiert. Der Ständerat stimmte der Vorlage mit 37 zu 4 Stimmen bei 4
Enthaltungen und der Nationalrat mit 128 zu 62 Stimmen bei 5 Enthaltungen zu. Damit
konnte die umkämpfte GAFI-Vorlage vor dem Scheitern gerettet werden. 33

Mit einer 2013 eingereichten Standesinitiative forderte der Kanton Luzern die
Ausdehnung des Geldwäschereigesetzes auf den Immobilienhandel. Im Dezember
2014 hatten die eidgenössischen Räte eine Revision des Geldwäschereigesetzes
verabschiedet, dessen Vorschriften nun sämtliche Transaktionen von über CHF 100'000
in bar sowie alle Finanzintermediäre unterliegen. Da Immobilientransaktionen
einerseits meist über einen Finanzintermediär abgewickelt werden und andererseits in
aller Regel die Schwelle von CHF 100'000 übersteigen, greift die im
Geldwäschereigesetz statuierte Sorgfaltspflicht ohnehin. Mangels Gesetzeslücke gaben
die Räte der Standesinitiative im Jahr 2015 keine Folge. 34

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.06.2015
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Nach siebenjähriger Untersuchung schloss die Bundesanwaltschaft die Ermittlungsakte
gegen den Bankier Oskar Holenweger und klagte ihn wegen Geldwäscherei an. Der Fall
hatte sich zu einem eigentlichen „Politkrimi“ entwickelt, in dem der Rücktritt von
Valentin Roschacher und die mutmasslich damit verbundene Abwahl von Bundesrat
Blocher die Höhepunkte darstellten. Der mit diesem Fall beklagte Vertrauens- und
Glaubwürdigkeitsverlust löste im Parlament Vorstösse und Interpellationen vor allem
seitens der SVP aus, die sich nach dem Fall Roschacher eingehend mit der Institution
Bundesanwaltschaft auseinandergesetzt hatte (z.B. die Frage Schlüer (svp, ZH)
(10.5200). Allerdings scheiterte die Motion der SVP-Fraktion, die ein Verfahren wegen
Amtsgeheimnisverletzung einleiten wollte, im Nationalrat relativ deutlich. 35

MOTION
DATUM: 05.07.2010
MARC BÜHLMANN
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2003 hatte die Bundesanwaltschaft ein Verfahren gegen den Bankier Oskar Holenweger
wegen Verdachts auf Wäsche von Drogengeldern eingeleitet. 2010 hatte sie dann
schliesslich Klage eingereicht. Der Fall sollte zum Verhängnis gleich für zwei
Bundesanwälte werden. Der Rücktritt von Valentin Roschacher im Jahr 2006 und
insbesondere die Nichtwiederwahl von Erwin Beyeler im Berichtsjahr waren
unmittelbar mit dem Fall Holenweger verknüpft. Im April 2011 hatte das
Bundesstrafgericht Holenweger frei gesprochen und die Anklagepunkte der
Bundesanwaltschaft allesamt demontiert. Der Freispruch wurde in der Presse denn
auch als Debakel für Beyeler interpretiert. Der Freispruch war Wasser auf die Mühlen
der SVP, die mutmasste, dass die Abwahl Christoph Blochers aus dem Bundesrat 2007
ebenfalls mit dem Fall Holenweger zu tun gehabt haben musste. Blocher war damals
vorgeworfen worden, in ein Komplott gegen den damaligen Bundesanwalt Roschacher
verwickelt gewesen zu sei. Mit dem Freispruch Holenwegers erwiesen sich diese
Vorwürfe jedoch als haltlos. Ende November kam auch die
Geschäftsprüfungskommission des Parlaments zum Schluss, dass der ehemalige
Bundesrat nicht an einem Komplott gegen den ehemaligen Bundesanwalt beteiligt
gewesen war. 36

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 03.12.2011
MARC BÜHLMANN

Kein parlamentarisches Nachspiel hatte der so genannte Fall Ramos. Der in den USA
verurteilte Jose Manuel Ramos war vom ehemaligen Bundesanwalt Roschacher als
Vertrauensperson eingesetzt worden, um Geldwäschereifälle aufzudecken. Die
Hinweise von Ramos, die aufwändige Untersuchungen evozierten, führten jedoch alle
ins Leere. Zwar hatte die GPK diesen Fall 2007 mit einem Untersuchungsbericht
abgeschlossen, Geri Müller (gp, AG) wollte jedoch mit einer parlamentarischen Initiative
eine parlamentarische Untersuchungskommission einsetzen, die diesen Fall neu und
vor dem Hintergrund neuer Informationen noch einmal untersuchen sollte. Der GPK
seien Informationen vorenthalten worden. Im Nationalrat wurde dem Anliegen
allerdings nicht Folge gegeben. Müller fand lediglich bei seiner eigenen und in der SVP-
Fraktion Unterstützung für sein Anliegen. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die Justizaffäre Holenweger erhielt im Berichtjahr neue Nahrung. Der Bankier Oskar
Holenweger war 2010 von der Bundesanwaltschaft der Geldwäscherei angeklagt, 2012
aber vom Bundesgericht vollumfänglich frei gesprochen worden. Anfang Juni des
Berichtjahres wurde bekannt, dass Holenweger vom Bund Entschädigung fordern will.
Er stellte beim Eidgenössischen Finanzdepartement ein Begehren um Staatshaftung,
weil er faktisch zum Verkauf seiner Privatbank gezwungen worden sei. 38

ANDERES
DATUM: 03.06.2013
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Dans le courant de l’été que le ministère des affaires étrangères a été secoué par un
nouveau scandale. L’ambassadeur au Luxembourg, Peter Friedrich, a été mis en
détention préventive à Berne, soupçonné de blanchiment d’argent dans le cadre de
transactions privées. Alerté par une banque du Grand Duché, le Ministère public de la
Confédération s’était décidé à ouvrir une enquête. Suspendu dans un premier temps, il
a finalement quitté les services diplomatiques d’un commun accord avec son
employeur en prenant sa retraite anticipée. Il a été inculpé pour blanchiment et faux
dans les titres. Tirant les premières conclusions de cette affaire, Joseph Deiss a rappelé
à ses collaborateurs, lors de la traditionnelle conférence des ambassadeurs, la
nécessité d’un renforcement des dispositions légales concernant leurs activités
annexes. La CPE a par ailleurs déposé une motion (02.3388) priant le gouvernement de
proposer des modifications légales allant dans le sens d’une interdiction de l’exercice
d’activités lucratives par les diplomates. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.08.2002
ROMAIN CLIVAZ
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Beziehungen zur EU

Le Conseil des Etats a approuvé l’accord avec l’unité de coopération judiciaire de l’UE
Eurojust visant au renforcement de la coordination et de la coopération entre les
autorités pénales des pays concernés dans la lutte contre le terrorisme, la participation
à des organisations criminelles, la traite des êtres humains, le trafic illicite de
stupéfiants, les escroqueries, les fraudes et le blanchiment d’argent. Le Conseil fédéral
a estimé indispensable d’institutionnaliser cette collaboration dans un but de
transparence et de sécurité du droit. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Nach dem Ständerat im Vorjahr genehmigte auch der Nationalrat das Eurojust-
Abkommen zwischen der Schweiz und der EU. Dieser Vertrag regelt die Kooperation auf
dem Gebiet der Justiz und insbesondere die Zusammenarbeit bei
grenzüberschreitenden Ermittlungen und Strafverfolgungen. Explizit festgeschrieben ist
auch der Umgang mit sensiblen, personenbezogenen Daten. Das Vertragswerk legt
insbesondere die Zusammenarbeit bei schwerer Kriminalität fest, so beispielsweise bei
Terrorismus, Menschenhandel, Drogenschmuggel, Geldwäscherei oder kriminellen
Organisationen. Eine Minderheit Schwander (svp, SZ) stellte bei den Beratungen in der
grossen Kammer den Antrag auf Nichteintreten. Begründet wurde dieser mit der
unklaren Anwendung des Gesetzes beim Datenaustausch; so sei nicht eindeutig, welche
Daten übermittelt werden müssten. Ebenso sollte nach Ansicht der Minderheit dieser
Informationsaustausch nach wie vor ausschliesslich über die verfahrensmässig
geordnete Rechtshilfe in Strafsachen abgewickelt werden. Dem entgegnete Bundesrätin
Simonetta Sommaruga, dass das Abkommen eine effizientere Zusammenarbeit erlaube
– was in Fällen schwerer Kriminalität oftmals entscheidend sei. Zudem fügte sie an, dass
die Schweiz bei den konkreten Einzelfällen das Vertragswerk nur anwenden würde,
wenn es das Schweizer Gesetz zulasse. Der Nationalrat folgte der Argumentation der
Justizministerin und stimmte dem Abkommen zu. Einzig die SVP-Fraktion votierte
dagegen. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2011
ANITA KÄPPELI

Zwischenstaatliche Beziehungen

La Suisse a restitué au gouvernement angolais 21 millions de dollars jusqu’ici bloqués
sur des comptes bancaires en Suisse. Ce montant constitue le reliquat d’une affaire
complexe sur laquelle avait longtemps plané le soupçon d’une gigantesque opération de
blanchiment d’argent. Afin que l’argent ne se volatilise pas, la somme sera affectée dans
sa totalité à des projets de développement, et les déboursements seront soumis à une
stricte surveillance. 42

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 03.12.2005
ELIE BURGOS

La Suisse s’est engagée à restituer à l’Angola des fonds d’origine angolaise confisqués
en 2008 suite à une présomption de blanchiment d’argent par la justice genevoise. Le
montant servira à financer des projets en faveur de la population angolaise. 43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.12.2012
EMILIA PASQUIER

La Suisse s’est engagée à reverser des fonds confisqués par la justice genevoise en
raison de blanchiment d’argent. 48 millions de dollars seront reversés à la population
kazakhe. 44

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.12.2012
EMILIA PASQUIER

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

A la suite d'un rapport du Groupe d'action financière (GAFI), les autorités suisses ont
procédé à une modification légale sur la thématique de l'incorporation et de la
détention d'actions au porteur, pour renforcer la transparence économique et lutter
notamment contre le blanchiment d'argent. En effet, les actions au porteur
permettaient, jusqu'à cette modification légale, de dissimuler l'ayant droit économique
d'une société car il n'existait pas de moyens de connaître l'identité du détenteur de
l'action. Un mécanisme a donc été mis en place. Etant donné que celui-ci est délicat à
mettre en application, Mathias Reynard (sp/ps, VS) demande au Conseil fédéral, par
l'intermédiaire d'une motion, de réaliser une enquête sur la mise en œuvre de ce
nouveau mécanisme, et de fournir ainsi des statistiques mensuelles depuis la mise en
application. L'objectif est donc de mesurer l'efficacité du mécanisme. Le Conseil
fédéral a proposé de rejeter la motion. D'un côté, il estime que rien ne permet de
soupçonner que le mécanisme n'est pas appliqué par les sociétés. D'un autre côté, il
considère qu'un tel rapport serait prématuré car le mécanisme du devoir d'annonce
des détenteurs d'actions au porteur n'est entré en vigueur qu'en juillet 2015. Au final,
le Conseil national a rejeté la motion par 131 voix contre 54. Seul le camp rose-vert s'est
prononcé en faveur de la motion. 45

MOTION
DATUM: 20.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

In der Wintersession 2015 hiess die kleine Kammer ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE)
gut, das die Ausleuchtung und Bekämpfung sogenannter "Illicit financial flows",
worunter unlautere, unrechtmässige Finanzflüsse aus Entwicklungsländern verstanden
werden, zum Ziel hatte. Indem das Postulat einen klärenden Bericht bezüglich
Beteiligung des Schweizer Finanzplatzes an "Illicit financial flows", bezüglich
damiteinhergehenden Reputationsrisiken und bezüglich möglicher Massnahmen
dagegen forderte, deckte sich dieser Vorstoss inhatlich weitestgehend mit einem
Postulat Ingold (evp, ZH), der vom Nationalrat in der Herbstsession 2015 angenommen
worden war. 46

POSTULAT
DATUM: 08.12.2015
NICO DÜRRENMATT

Ab Anfang April 2016 sorgte ein internationales Journalistenkonsortium mit der
Veröffentlichung einer riesigen Datenmenge, die bei der panamaischen Anwaltskanzlei
Mossack Fonseca entwendet und den Medien zugespielt worden war, weltweit für
Aufsehen. Die sogenannten Panama Papers belegten, dass zahlreiche Politiker und
ihnen nahestehende Personen, darunter der britische Premier Cameron, der
isländische Premier Gunnlaugsson und ein Freund von Russlands Präsident Putin, an
Briefkastenfirmen beteiligt waren. Des Weiteren wurden Offshore-Konstrukte offenbar
dazu verwendet, Geld aus kriminellen Machenschaften zu waschen und vor dem Fiskus
zu verstecken. 
Aus Schweizer Sicht besonders brisant war die Tatsache, dass auch Banken und
Anwaltskanzleien aus der Schweiz in die Konstruktion und den Unterhalt von
Briefkastenfirmen in Panama involviert waren. Dies rief alsbald die Politik auf den Plan:
Die Linke forderte die Finma dazu auf, die gegenwärtige Geldwäschereigesetzgebung zu
überprüfen. Insbesondere wurde als stossend erachtet, dass Anwälte nur dann dem
Geldwäschereigesetz unterstehen und zu entsprechendem Verhalten verpflichtet sind,
wenn sie direkten Zugriff auf die Finanzströme ihrer Kunden haben, nicht aber, wenn es
sich lediglich um eine beratende Tätigkeit handelt. Ebenfalls infrage gestellt wurde die
Regelung, wonach sich Anwälte anstatt durch die Finma auch von
Selbstregulierungsorganisationen kontrollieren lassen können. Hingegen äusserten sich
Politiker von FDP und SVP dahingehend, dass die bestehenden Gesetze, sofern korrekt
und konsequent angewendet, ausreichend seien. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.04.2016
NICO DÜRRENMATT
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In seiner Stellungnahme auf entsprechende parlamentarische Vorstösse von links-
grüner Seite machte der Bundesrat klar, dass er auch nach den Vorkomnissen rund um
die Veröffentlichung der Panama Papers nicht gedenke, zusätzliche Anstrengungen
gegen Offshore-Konstrukte und gegen Briefkastenfirmen zu ergreifen. Die Regierung
verwies stattdessen auf die bereits getroffenen Massnahmen in diesem Zusammenhang
(Übernahme des Automatischen Informationsaustauschs) und plädierte für ein
international abgestimmtes Vorgehen. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.06.2016
NICO DÜRRENMATT

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur les flux
financiers illicites et déloyaux en provenance de pays en développement. 49

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à la lecture des statistiques publiées par la Banque nationale suisse (BNS), Margret
Kiener Nellen (ps, BE) demande un rapport sur l'ampleur et les motifs des
investissements directs suisses dans des paradis fiscaux extraterritoriaux. Ce rapport
devrait ainsi permettre de fixer des objectifs en matière de lutte contre le blanchiment
d'argent, de corruption, d'évasion fiscale ou encore de financement du terrorisme. En
effet, les chiffres de la BNS indiquent que 177 milliards de francs se trouvaient, fin 2014,
dans des centres financiers extraterritoriaux. Et surtout que ces investissements
directs avaient paradoxalement créés moins de 5000 emplois. Le Conseil fédéral a
proposé de rejeter le postulat. Tout d'abord, il a précisé que le lien entre les
investissements directs et les emplois créés n'était pas forcément limpide car les
sociétés de financement n'avaient logiquement besoin que de peu d'employés par
rapport aux montants investis. Ensuite, il a noté que la Suisse appliquait les normes
internationales dans la lutte contre le blanchiment d'argent et la fraude fiscale. Le
postulat a été rejeté par 127 voix contre 54. L'objet a été balayé par la majorité
bourgeoise et les partis situés au centre de l'échiquier politique helvétique. 50

POSTULAT
DATUM: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Kapitalmarkt

Etant donné la mutation structurelle de l'industrie financière, la vigueur de la
concurrence internationale sur les marchés financiers et les difficultés d'accès aux
marchés financiers européens, il est important, selon le groupe libéral-radical, de
réviser la législation suisse sur les trusts. Le groupe a donc déposé un postulat pour
obtenir un rapport sur l'opportunité d'introduire les trusts dans le droit privé suisse. Ce
rapport serait incorporé au prochain rapport sur la stratégie politique pour la place
financière helvétique. Pour appuyer son argumentation, le groupe libéral-radical a
expliqué que l'adoption de l'article 26 du nouveau modèle de convention fiscale de
l'OCDE, lié au blanchiment d'argent et à la sphère privée, détruit un avantage
concurrentiel de la Suisse. L'implémentation du trust dans la législation suisse offrirait
un nouvel instrument indispensable pour faire jeu égal avec nos concurrents sur les
marchés financiers. Le Conseil fédéral s'est opposé à l'adoption de ce postulat. Pour
justifier cette position, il a mentionné deux rapports récemment publiés. Tout d'abord,
il a précisé que les normes internationales du GAFI exigent l'identification de l'ayant
droit économique afin de lutter contre le blanchiment d'argent et le financement du
terrorisme. A partir de là, il a ajouté que des contournements législatifs pour cacher
l'identité de l'ayant droit économique allaient à contre-courant de l'évolution
internationale sur la thématique qui mise sur plus de transparence, et de la stratégie du
Conseil fédéral qui vise l'intégrité de la place financière suisse. Pour conclure, le
Conseil fédéral a précisé qu'aucune mesure législative n'avait été recommandée lors du
récent rapport sur le droit des fondations. Néanmoins, le chambre du peuple s'est
rangée du côté du groupe libéral-radical. Elle a adopté le postulat par 123 voix contre 67
et 2 abstentions. Les voix du PS, des Verts et des Vert'libéraux, opposées à ce postulat,
ont donc été insuffisantes. 51

POSTULAT
DATUM: 27.02.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Face à l'affaire des Panama Papers, la FINMA a établi un rapport qui étudie le
comportement des institutions financières helvétiques, avec un focus sur les
obligations de diligence qui proviennent de la loi sur le blanchiment d'argent (LBA). Ada
Marra (ps, VD) a déposé un postulat afin d'assurer la publication de ce rapport. Elle
estime que la transparence est un levier dissuasif pour les banques qui doivent
protéger à tout prix leur réputation. De plus, elle considère qu'il est important de
connaître les recommandations de la FINMA avant de déterminer si les instruments de

POSTULAT
DATUM: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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lutte contre le blanchiment d'argent, dans la législation suisse, sont adéquats. Le
Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il a indiqué que la FINMA était une entité
indépendante sur laquelle ni le gouvernement, ni le Parlement n'avaient de pouvoir.
Lors du vote au Conseil national, l'objet a été rejeté par 133 voix contre 55 et 2
abstentions. Seul le PS et les Verts se sont positionnés en faveur de la publication du
rapport de la FINMA. 52

Geldpolitik

Ohne Diskussion angenommen wurde ein Postulat Schwaab (sp, VD), das die
Landesregierung beauftragte, die Risiken der Online-Währung Bitcoin zu evaluieren.
Diese private, sprich nicht von einer staatlichen Zentralbank kontrollierte Währung, war
zunächst hauptsächlich für Online-Transaktionen verwendet worden, fand jedoch
gemäss Bundesrat auch vermehrt Anklang in der „realen“ Wirtschaft. Deren Bedeutung
für den Schweizer Zahlungsverkehr wurde von der SNB indes als „nicht dereinst
relevant“ eingeschätzt. Der bundesrätliche Bericht sollte insbesondere die Eignung von
Bitcoins zur Geldwäscherei oder zur Finanzierung von kriminellen Aktivitäten zum
Gegenstand haben. Zudem erwartete der Nationalrat eine Bewertung von geplanten
und getroffenen Regulierungsmassnahmen in anderen Ländern. Am Jahresende stand
der Bericht noch aus. 53

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
FABIO CANETG

In Erfüllung des Postulats Schwaab (sp, VD) und des Postulats Weibel (glp, ZH)
publizierte der Bundesrat im Juni 2014 einen Bericht, der die Chancen und Risiken der
Online-Währung Bitcoin evaluiert. Bezüglich seiner Funktion als Zahlungsmittel wurde
dem Bitcoin sowohl gegenwärtig als auch in näherer Zukunft keine grosse Bedeutung
beigemessen. Gemäss dieser Einschätzung sind die Auswirkungen der virtuellen
Währung auf den Zahlungsverkehr und die Finanzstabilität nur sehr gering. Ein
grösseres Risiko besteht laut Bericht für einzelne Nutzer des Bitcoin, einerseits durch
die Ausbildung von Spekulationsblasen und andererseits durch die Verwendung dieser
Währung zwecks Verüben von Vermögensdelikten. Ganz generell hielt der Bericht fest,
dass der Bitcoin für eine Vielzahl von kriminellen Handlungen verwendet werden könne
und die strafrechtliche Verfolgung und Beschlagnahmung von Vermögenswerten
aufgrund der dezentralen Organisationsstruktur der virtuellen Währung erschwert sei.
Um dieser Gefahr zu begegnen, setzte der Bundesrat zum einen auf eine
länderübergreifende Kooperation, zum anderen auf eine erhöhte Selbstverantwortung
des einzelnen Konsumenten. Der Bericht hielt jedoch auch fest, dass sich die
Verwendung des Bitcoin nicht in einem rechtsfreien Raum befindet, sondern je nach
ihrer Art und Weise unter das Obligationenrecht, das Geldwäschereigesetz oder die
Finanzmarktgesetze fällt. 
Angesichts dieser Tatsache und der momentan noch relativ geringen Bedeutung der
virtuellen Währung Bitcoin sieht der Bundesrat laut Bericht keinen Handlungsbedarf
und will sich darauf beschränken, die künftige Entwicklung im Auge zu behalten. 54

BERICHT
DATUM: 25.06.2014
NICO DÜRRENMATT

Le Conseil national a adopté le classement du postulat suite au rapport sur les risques
de la monnaie en ligne bitcoin. 55

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerbsfähigkeit

Der Streit um den Rechtsanspruch der philippinischen Regierung auf die seit mehr als
sechs Jahren in der Schweiz blockierten CHF 500 Mio. des ehemaligen — und
inzwischen verstorbenen — Staatschefs Marcos und seiner Familie konnte immer noch
nicht beigelegt werden. Nachdem der philippinische Staatsanwalt Chavez kurz vor dem
Ablauf der vom Bundesgericht auf den 21. Dezember 1991 angesetzten Frist sechs Klagen
gegen Marcos Ehefrau Imelda eingereicht hatte, verlängerte die Zürcher
Bezirksanwaltschaft die Sperrung der Konten auf unbestimmte Zeit. 56

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.04.1992
HANS HIRTER
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Banken

Bei der Behandlung des Begehrens der philippinischen Regierung um Repatriierung der
vom ehemaligen Staatschef Marcos und seiner Familie auf Schweizer Bankkonten
angelegten Gelder konnten einige kleinere Fortschritte erzielt werden. Die Affäre ist
allerdings äusserst komplex, da Marcos zur Verschleierung seiner
Vermögensverhältnisse und Transaktionen eine Vielzahl von Gesellschaften und
Stiftungen verwendet hatte. Die Zürcher Behörden und danach auch das Bundesgericht
lehnten einige der rund dreissig Rekurse ab, welche Anwälte von Marcos und beteiligte
Banken gegen die Blockierung der Gelder eingereicht hatten. Die Behörden Genfs und
Freiburgs lieferten im Rahmen der internationalen Rechtshilfe der philippinischen
Justiz Akten aus. Die Justizbehörden der Vereinigten Staaten haben nun ihrerseits eine
Strafuntersuchung gegen Marcos in die Wege geleitet und von der Schweiz Rechtshilfe
zugesichert erhalten. 57

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.10.1988
HANS HIRTER

Auch auf internationaler Ebene wurden die Anstrengungen zur Bekämpfung der
Geldwäscherei verstärkt. Die EG-Kommission legte einen Entwurf für eine
entsprechende Richtlinie vor, und eine internationale Expertenkommission, welche
1989 von den Staatschefs der sieben wichtigsten Industrieländer und der EG einen
entsprechenden Auftrag erhalten hatte, veröffentlichte ihren Bericht. Ihre
Empfehlungen, die von den Finanzministern der Industriestaaten — darunter auch der
Schweiz — im Sinne von völkerrechtlich nicht verbindlichen Mindeststandards
gutgeheissen wurden, sind in der Schweiz weitgehend erfüllt. Dies gilt insbesondere für
die Bereiche internationale Rechtshilfe und Banken; Lücken bestehen hingegen bei der
Anwendung der Vorschriften ausserhalb des Bankenbereichs, d.h. bei
Finanzgesellschaften. 58

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.05.1990
HANS HIRTER

Die neuen Strafnormen über die Geldwäscherei wurden auch vom Ständerat
verabschiedet und auf den 1. August in Kraft gesetzt. Als Ergänzung dazu empfahl eine
interdepartementale Arbeitsgruppe dem Bundesrat zusätzliche Massnahmen. Sie
sprach sich insbesondere für die Einführung einer Deklarationspflicht für grössere
Barbeträge an der Grenze aus. Zudem solle den Banken erlaubt werden, von sich aus
die Behörden über verdächtige Transaktionen zu informieren, ohne dass sie, wenn sich
der Verdacht als unbegründet herausstellt, wegen der Verletzung des Bankgeheimnisses
eingeklagt werden können. Zu dem als erforderlich erachteten Instrumentarium gegen
die Geldwäscherei gehören auch Vorschriften über die Einziehung von
Vermögenswerten und über die Strafbarkeit von kriminellen Organisationen.
Entsprechende Revisionen des Strafrechts waren im Berichtsjahr auf Verwaltungsebene
in Vorbereitung. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1990
HANS HIRTER

Als Konsequenz aus der neuen Strafnorm gegen die Geldwäscherei empfahl die
Bankenkommission den Banken, das sogenannte Formular B der
Sorgfaltspflichtvereinbarung nicht mehr zu akzeptieren, da das Gesetz eine
Identifizierung der Bankkunden vorschreibt. Das Formular B erlaubt jedoch Anwälten,
unter bestimmten, eng umschriebenen Umständen die Identität des wirtschaftlich
Berechtigten vor der Bank zu verheimlichen. Da sowohl die Bankiervereinigung als auch
der Anwaltsverband keinen Anlass sahen, diesem Wunsch nachzukommen, bereitete die
Bankenkommission ein förmliches Verbot vor, welches sie noch vor Jahresende den
Branchenverbänden zur Vernehmlassung vorlegte. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1990
HANS HIRTER

In der Frage der Rückgabe von Vermögenswerten, welche der inzwischen verstorbene
philippinischen Ex-Staatschef Marcos und seine Familie direkt oder über Stiftungen
auf Schweizer Bankkonten deponiert hatten, kam es zu weiteren Fortschritten. Die
Zürcher Bezirksanwaltschaft stellte anfangs Jahr fest, dass diese Werte unverzüglich
herauszugeben sind, sobald ein rechtskräftiges Urteil des zuständigen philippinischen
Gerichtshofes vorliegt. Von diesem Entscheid sind die im Kanton Zürich eingefrorenen
Marcos-Gelder (rund US$ 260 Mio.) betroffen. Die Erben Marcos erhoben allerdings
auch gegen diesen Entscheid Beschwerde beim Bundesgericht. Dieses wies am 21.
Dezember die Einsprachen gegen das Zürcher Urteil und gegen analoge frühere
Beschlüsse der Behörden der Kantone Genf und Freiburg ab. Es bestätigte aber die von
den kantonalen Behörden formulierte Forderung nach der Durchführung eines
ordentlichen Prozesses unter Gewährung aller Verteidigungsrechte für die Angeklagten

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.12.1990
HANS HIRTER
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und setzte dem philippinischen Staat für die Einleitung dieses Verfahrens eine Frist von
einem Jahr. Das Bundesgericht bewilligte ebenfalls die Herausgabe von Bankakten an
das zuständige philippinische Gericht.

Über die Massnahmen zur Beschleunigung des Verfahrens bei der Anwendung des
Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen berichten wir hier. 61

Am 23. August unterzeichnete die Schweiz als fünfzehnter Staat die Konvention des
Europarates über die Geldwäscherei. Diese Konvention verbessert namentlich die
Grundlagen der internationalen Zusammenarbeit. Die von ihr zudem definierten
nationalen Mindeststandards gegen das Waschen von deliktisch erworbenen Geldern
und für ihre Konfiskation werden gemäss EJPD vom schweizerischen Recht erfüllt. Als
Ergänzung der Massnahmen gegen die Geldwäscherei stellte der Bundesrat den Entwurf
für neue Strafnormen gegen das organisierte Verbrechen vor. 62

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 23.08.1991
HANS HIRTER

Der Streit um die seit mehr als fünf Jahren in der Schweiz blockierten CHF 500 Mio.
des ehemaligen philippinischen Staatschefs Marcos und seiner Familie konnte noch
nicht abgeschlossen werden. Zuerst bestätigte das Bundesgericht seinen Entscheid aus
dem Vorjahr, dass die philippinischen Behörden bis zum 21. Dezember ein ordentliches
Verfahren gegen die Frau des inzwischen verstorbenen Marcos eröffnen müssen,
ansonsten die Blockierung aufgehoben werde. Mit dem Entscheid der philippinischen
Präsidentin Corazon Aquino, der Witwe Marcos die Wiedereinreise zu erlauben, wurde
ein wesentliches Hindernis für die Durchführung dieses Prozesses beseitigt. Am 4.
Oktober reichte der philippinische Generalstaatsanwalt Chavez, der im Verlaufe des
Jahres im Rahmen des Rechtshilfeverfahrens weitere Bankdokumente aus der Schweiz
erhalten hatte, eine Klageschrift ein. In der Folge ersuchten die philippinischen
Behörden die Schweiz um eine Fristerstreckung, um der über die Zulassung der Klage —
und damit über die Prozesseröffnung — entscheidenden Amtsstelle genügend Zeit
einzuräumen. Der zuständige Zürcher Bezirksanwalt nahm dazu bis zum Jahresende
nicht Stellung; obwohl bis zum 21. Dezember der Prozess nicht eröffnet worden war,
gab er aber auch die blockierten Konten nicht frei. 63

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.12.1991
HANS HIRTER

Ebenfalls weiterhin auf schweizerischen Banken eingefroren blieben die seit 1986
blockierten Vermögenswerte des ehemaligen haitischen Diktators Duvalier. Das
damals von der neuen Regierung angekündigte Begehren um Rechtshilfe ist bis heute
nicht gestellt worden. 64

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 07.02.1996
HANS HIRTER

Ein US-Appellationsgericht in Kalifornien hiess die Rekurse der Schweizerischen
Kreditanstalt und des Schweizerischen Bankvereins gegen die 1995 von einem
Bezirksgericht verfügte Herausgabe von rund US$ 475 Mio an die Folteropfer des
Marcos–Regimes gut. In der Begründung übernahm die Rekursinstanz die
schweizerische Argumentation, dass für in der Schweiz eingefrorene Gelder nicht
amerikanische, sondern schweizerische Gerichte zuständig sind. Im Januar fanden in
Hongkong erstmals Gespräche zwischen der philippinischen Regierung, den Marcos-
Erben sowie Vertretern der Folteropfer des Marcos-Regimes statt, um einen Ausweg
aus dem Streit über die seit zehn Jahren in der Schweiz blockierten Gelder zu finden.
Die Initiative zu diesen Gesprächen, an denen auch Vertreter der Justizbehörden der
USA und der Schweiz teilnahmen, war von den Schweizer Grossbanken SKA und SBV
ausgegangen. Sie brachten aber keine Einigung. Gegen Jahresende tauchte ein neuer
Anspruchsberechtigter auf. Ein amerikanisches Gericht sprach einem offenbar von
Marcos beraubten philippinischen Schatzsucher eine Entschädigung von nicht weniger
als US$ 40.5 Mrd. zu. 65

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 29.10.1996
HANS HIRTER

Auch im Fall der wegen Korruption angeklagten ehemaligen pakistanischen
Ministerpräsidentin Benazir Bhutto gewährten die Schweizer Gerichtsbehörden
Rechtshilfe und blockierten die auf Schweizer Banken liegenden Vermögenswerte. Bis
Mitte Oktober konnten auf diversen Konten rund CHF 20 Mio. gesperrt werden.
Aufgrund eines 1991 eingeleiteten Rechtshilfeverfahrens hat die Schweiz der Republik
Mali CHF 3.9 Mio. überwiesen, die der ehemalige Präsident Moussa Traoré auf
Schweizer Bankkonten deponiert hatte. Aussergewöhnlich an diesem Fall war, dass die

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 13.12.1997
HANS HIRTER
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Schweiz im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit die Anwaltskosten Malis
übernommen hatte. Auf Beschluss des Bundesgerichts wurde ebenfalls eine erste
Tranche von US$ 120 Mio. aus den seit 1986 in der Schweiz blockierten Vermögensteilen
von Ex-Präsidenten Ferdinand Marcos an die philippinischen Behörden überwiesen;
weitere Konten sollen 1998 freigegeben werden. Diese Rückerstattung erfolgte, obwohl
die philippinische Justiz noch kein rechtsgültiges Urteil in bezug auf das illegale
Zustandekommen des Marcos-Vermögens gefällt hat. Das Bundesgericht begründete
seinen Entscheid mit einer Auslegung des neuen Rechtshilfegesetzes. Es entspreche
dessen Sinn und Geist, bei offensichtlich unrechtmässig erworbenen Geldern so zu
verfahren, wenn der Empfängerstaat ein späteres faires Gerichtsverfahren garantieren
könne. 66

Im Zusammenhang mit der im Vorjahr durchgeführten Suche nach Vermögenswerten
des ehemaligen zairischen Staatschefs Mobutu sprach die EBK eine Rüge gegen eine
Bank aus, welche derartige Konten zuerst verschwiegen hatte. Da die Bank den
Verantwortlichen entlassen und zudem organisatorische Massnahmen eingeleitet hatte,
sah die Bankenkommission von schärferen Sanktionen ab. Sie kündigte an, dass sie
beabsichtige, den Umgang mit Geldern von ausländischen Amtsinhabern im Rahmen
einer Revision der Geldwäschereirichtlinien expliziter zu kodifizieren. Die
Vermögenswerte Mobutus (rund CHF 6 Mio. auf Konten und eine Villa) blieben weiterhin
gesperrt, da die Behörden des Kongo der wiederholten Aufforderung des BAP, nähere
Informationen über den Zusammenhang dieser Werte mit den Mobutu vorgeworfenen
Delikten zu liefern, nicht nachgekommen waren. 67

BERICHT
DATUM: 12.05.1998
HANS HIRTER

Die Affäre um die Rückführung der in der Schweiz seit mehr als einem Jahrzehnt
blockierten Vermögenswerte des philippinischen Ex-Präsidenten Marcos näherte sich
ihrem Abschluss. Zu Jahresbeginn publizierte das Bundesgericht seinen Entscheid über
die Überweisung von weiteren rund CHF 540 Mio. auf ein Sperrkonto in Manila. Das BAP
wurde vom Gericht angewiesen, die Überweisung vorzunehmen, wenn die
philippinischen Behörden die Erfüllung der schweizerischen Bedingungen
(insbesondere Garantie für die Durchführung eines ordentlichen Prozesses zur
Einziehung und Verteilung sowie Berichterstattung über die Entschädigungen für
Folteropfer) zusichern. Nachdem das BAP die Zusicherungen akzeptiert hatte, wurden
auf seine Weisung die Gelder in zwei Tranchen im April und, nachdem das
Bundesgericht noch die letzten dagegen eingereichten Beschwerden abgelehnt hatte,
im Juli in die Philippinen überwiesen. 68

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.07.1998
HANS HIRTER

Die Bankenkommission gab einen Entwurf für eine Verordnung in die Vernehmlassung,
welche die bisher in Rundschreiben festgehaltenen Richtlinien für den Vollzug des
Geldwäschereigesetzes expliziter ins Recht fassen soll. Dabei sind – vor dem
Hintergrund der Suche nach finanziellen Transaktionen im Zusammenhang mit den
Terroranschlägen vom 11. September 2001 und nach den neuesten Fällen von Konten
ausländischer Politiker (Abacha: Im Fall Abacha hatte die UBS mit zweijähriger
Verspätung entdeckt, dass ein Konto eines langjährigen englischen Kunden via
Vollmachten Verbindungen zu Familienmitgliedern des ehemaligen nigerianischen
Staatschefs Abacha aufwies. Dank eines Vergleichs des nigerianischen Staates mit der
Abacha-Familie soll Nigeria die auf Bankkonten im Ausland (davon etwa die Hälfte in der
Schweiz) blockierten Guthaben im Wert von 1,9 Mia Fr. auch ohne Durchführung von
zeitaufwändigen Prozessen gegen den Abacha-Clan erhalten. Montesinos: Ein Teil der
blockierten Vermögenswerte von Montesinos konnte an Peru erstattet werden) bei
Schweizer Banken – auch einige Verschärfungen und Präzisierungen vorgesehen. So
sollen die Banken verpflichtet werden, ihre Kundenbeziehungen und Transaktionen in
Risikokategorien zu unterteilen, und die als riskant eingestuften mit einem
automatisierten Kontrollsystem zu überwachen. Für Kunden mit erhöhtem Risiko
müssen zudem persönliche Kundenkontakte gepflegt werden. Um zu verhindern, dass
ein Kunde, den eine Bank als zu riskant einschätzte, problemlos zu einer anderen Bank
wechseln kann, soll letztere Erkundigungen über die Gründe für die Beendigung der
früheren Geschäftsbeziehung einholen dürfen. 69

ANDERES
DATUM: 08.08.2002
HANS HIRTER
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Eine Änderung des Geldwäschereigesetzes (GwG) sollte dafür sorgen, die
Steuerkonformität auch mit Geldern von Kunden aus Ländern zu gewährleisten, in
denen (noch) kein automatischer Informationsaustausch (AIA)  eingeführt worden war,
und stellte somit eine Ergänzung zum AIA dar. Die geplante Änderung beinhaltete
sogenannte risikobasierte Sorgfaltspflichten, die Banken und andere
Vermögensverwalter dazu verpflichten würde, verwaltete Gelder auf ihre korrekte
Versteuerung zu überprüfen. Unversteuerte Gelder dürften demnach nicht mehr
angenommen werden. Bei bestehenden Kundenverhältnissen müsste die Bank eine
korrekte Versteuerung erwirken oder das Kundenverhältnis auflösen. Diese
Sorgfaltspflichten müssten Banken jedoch nur bei Kunden aus Ländern ohne AIA-
Abkommen erfüllen; andernfalls kämen die Bestimmungen des jeweiligen Abkommens
zum Zuge. Ebenfalls nicht weiter zu berücksichtigen hätten Vermögensverwalter die
Sorgfaltspflichten, falls bestimmte Anhaltspunkte das Risiko einer inkorrekten
Versteuerung minimieren. 
Die konkrete Ausgestaltung der Sorgfaltspflichten läge im Rahmen der Selbstregulierung
bei den jeweiligen Vermögensverwaltern, wobei die Aufsichtsbehörden
Mindeststandards definieren würden. Der Bundesrat versprach sich von dieser Praxis
eine verbesserte Flexibilität und Akzeptanz der neuen Regelungen. Eine Verbesserung
der Steuerkonformität verwalteter Gelder durch eine Änderung des
Geldwäschereigesetztes zu erreichen, bot sich insofern an, als dass Finanzintermediäre
bereits nach geltender Regelung in diesem Gesetz geregelte Sorgfaltspflichten
betreffend Geldwäscherei und Terrorfinanzierung zu berücksichtigen hatten. Dazu kam,
dass das Parlament 2014 Steuervergehen als Vortaten zur Geldwäscherei qualifiziert
hatte. 
Die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Geldwäschereigesetzes stiess jedoch
bereits bei der vorberatenden Kommission (WAK-NR) auf wenig Unterstützung. Eine
Mehrheit der WAK erachtete die Vorlage einerseits als unnötig, da kein internationaler
Druck in diese Richtung ausgeübt würde und überdies bereits eine Vielzahl von anderen
Gesetzen und Übereinkommen bestünde, die die Steuerkonformität gewährleisten
sollten. Ferner, so die Kommissionsmehrheit, brächte die Änderung bedeutende
Wettbewerbsnachteile für Schweizer Finanzintermediäre mit sich. Eine aus Politikern
aus dem linksgrünen Lager bestehende Kommissionsminderheit, unterstützt vom
Bundesrat, warb hingegen für ein Eintreten auf die Vorlage, weil diese es erlaube,
diejenigen Lücken, die die Regelung des automatischen Informationsaustausches (AIA)
auf dem Weg zu einem sauberen Finanzplatz offen lasse, zu schliessen. Der Nationalrat
folgte der Argumentation seiner Kommissionsmehrheit und entschied mit 105 zu 56
Stimmen klar, nicht auf die Vorlage einzutreten. 
Sehr ähnlich verlief die Debatte schliesslich auch im Ständerat. Eine Mehrheit erachtete
die Vorlage als zu weitreichend und zu einschneidend für schweizerische Banken und
befürchtete Wettbewerbsnachteile gegenüber dem Ausland. Nur eine Minderheit sah in
der Änderung des Geldwäschereigesetzes eine Notwendigkeit, um ein
Steuerschlupfloch schliessen zu können. So sprach sich die kleine Kammer mit 28 zu 15
Stimmen für Nichteintreten aus, womit das Geschäft erledigt war. 70

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2015
NICO DÜRRENMATT

Die WAK-NR sprach sich im Frühling mit 17 zu 8 Stimmen dafür aus, der Volksinitiative
„Ja zum Schutz der Privatsphäre“ einen direkten Gegenvorschlag gegenüberzustellen.
Dieser nahm die Kernforderung der Initiative, das Bankgeheimnis im Inland in der
Verfassung zu verankern und damit einen inländischen Automatischen
Informationsaustausch (AIA) zu verhindern, auf. Trotzdem fanden sich im
Gegenvorschlag der WAK-NR einige wesentliche Abweichungen gegenüber dem
Initiativtext. Zwar wollten beide Entwürfe Auskünfte an die Steuerbehörden ohne
Einwilligung des Betroffenen nur in Fällen erlauben, bei denen ein begründeter
Verdacht auf ein schweres Steuerdelikt vorlag. Im Gegensatz zur Initiative verzichtete
der Gegenvorschlag aber zum einen darauf, den Begriff des schweren Steuerdelikts
abschliessend zu definieren und ermöglichte damit eine allfällige Ausweitung dieser
Kategorie auf andere Deliktformen auf gesetzlichem Wege. Zum anderen müsste laut
Gegenentwurf kein Gericht beigezogen werden, um einen begründeten Verdacht
feststellen zu können. In Fällen mit gegebenem begründeten Verdacht auf schwere
Steuerdelikte sollten Banken zudem nicht wie von der Initiative vorgesehen lediglich
ermächtigt, sondern vielmehr dazu verpflichtet sein, Meldung zu erstatten. Im
Gegensatz zur Volksinitiative sah der Gegenvorschlag im Übrigen die Möglichkeit vor, im
Bereich der Geldwäscherei Ausnahmen vom Recht auf finanzielle Privatsphäre
zuzulassen und nicht-steuerliche Angelegenheiten auf gesetzlicher Ebene zu regeln.
Damit stellte der Gegenentwurf im Unterschied zur Volksinitiative einen Entwurf dar,
der mit den internationalen Standards bezüglich Geldwäscherei vereinbar sein dürfte. 71

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.05.2016
NICO DÜRRENMATT
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Im Mai 2016 sorgte der Schweizer Finanzplatz zum wiederholten Male für negative
Schlagzeilen mit internationaler Ausstrahlung: Die Tessiner Privatbank BSI wurde
aufgrund ihrer Verstrickungen in Korruptionsaffären rund um den malaysischen
Staatsfonds 1MDB und den brasilianischen Erdölkonzern Petrobras von den Behörden
faktisch aufgelöst. 
Bereits 2015 hatte die Finma ein Enforcementverfahren gegen die BSI eröffnet, weil
zahlreiche Hinweise auf Verstösse gegen die Geldwäschereibestimmungen vorgelegen
waren. Im nun abgeschlossenen Verfahren kam die Bankenaufsicht zum Schluss, dass
die BSI tatsächlich in schwerem Ausmasse den geltenden Gesetzen zuwidergehandelt
hat. So hat die Bank auf einen Hinweis aus dem Jahr 2013, in welchem die Finma die BSI
ausdrücklich auf erhöhte Risiken im Zusammenhang mit Geschäften mit dem
malaysischen Staatsfonds 1MDB hingewiesen hat, weder eine Abklärung noch eine
Verringerung der Risiken vorgenommen, sondern ihre  Geschäfte unverändert
fortgeführt; Transaktionen in der Höhe von mehreren Hundert Millionen US-Dollar
wurden durchgeführt, ohne die Herkunft der Gelder noch den Zweck der
Überweisungen zu überprüfen und zu dokumentieren; internen kritischen Stimmen, die
die Rechtmässigkeit der Geschäfte der Bank in Zweifel zogen, wurde keinerlei
Beachtung geschenkt. All diese Vorgänge sollen gemäss Finma im Wissen und mit
Unterstützung der Bankleitung vollzogen worden sein. Als Sanktionsmassnahme zog die
Finma von der BSI CHF 95 Mio. an unrechtmässig erwirtschafteten Gewinnen ein.
Zudem eröffnete sie ein Enforcementverfahren gegen zwei ehemalige Manager der
Bank. Indem die Aufsichtsbehörde die bereits zuvor in die Wege geleitete Übernahme
der BSI durch die Zürcher Bank EFG unter den Bedingungen genehmigte, dass die BSI
innerhalb eines Jahres aufgelöst werden muss und frühere Manager der BSI keinen
Einsitz in der Leitung der EFG nehmen können, setzte sie faktisch die Schliessung der
traditionsreichen Tessiner Privatbank, die im Jahr 1873 gegründet worden war, durch.
Neben der Finma wurden auch die Schweizerische Bundesanwaltschaft mit der
Aufnahme eines Strafverfahrens wegen Geldwäscherei und die Bankenaufsicht von
Singapur, von wo aus die BSI die betreffenden Geschäfte mit dem Staatsfonds 1MDB
getätigt hatte, mit dem Entzug der Banklizenz und einer Busse von CHF 9 Mio. tätig. 
Wer davon ausging, der Schweizer Finanzplatz möge dank der Schliessung der Bank BSI
in Zukunft vor negativen Schlagzeilen im Zusammenhang mit Geldwäscherei gefeit sein,
dürfte sich jedoch schon bald getäuscht sehen: Die Finma hat im Zusammenhang mit
den Affären 1MDB und Petrobras bereits Untersuchungen gegen sechs weitere
Schweizer Banken eröffnet. 72

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.05.2016
NICO DÜRRENMATT

Die betroffene Bank BSI zeigte sich mit dem Vorgehen der Finma indes überhaupt nicht
einverstanden. Sie erachtete die gegen sie verhängten Massnahmen als
unverhältnismässig, da gemäss Darstellung der BSI die Finma über die betreffenden
Geschäfte mit dem malaysischen Staatsfonds 1MDB stets informiert gewesen sei. Weiter
seien alle fraglichen Beziehungen spätestens Anfang 2015 aufgelöst worden.
Konsequenterweise gab die BSI Ende Juni bekannt, gegen die Verfügung der Finma vor
dem Bundesverwaltungsgericht zu rekurrieren. 73

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.06.2016
NICO DÜRRENMATT

Die beiden Tessiner Ständeräte Abate (fdp) und Lombardi (cvp) sorgten schliesslich
dafür, dass die Verfügung der Finma gegen die Bank BSI auch von der
parlamentarischen Arena nicht unkommentiert blieb. Die beiden Standesvertreter des
Heimatkantons der BSI kritisierten das Vorgehen der Finma im Rahmen einer Anfrage an
den Bundesrat. So stiessen sich die beiden insbesondere am Zeitpunkt der Publikation
der Verfügung, die gemäss Abate und Lombardi vor der definitiven Beurteilung der
Sachlage und vor der Information der direkt Betroffenen erfolgt sei und damit der BSI
Schwierigkeiten in Form von Liquiditätsabflüssen einerseits und dem gesamten
Tessiner Finanzplatz erheblichen Schaden in Form eines Reputationsverlustes
andererseits zugefügt habe. Geäussert wurde auch der Verdacht, dass die Finma mit
ihrer Verfügung die Prinzipien von Verhältnismässigkeit und Rechtsgleichheit verletzt
habe und stattdessen an der BSI ein Exempel habe statuieren wollen - ein Vorwurf, der
durch den Umstand Nahrung fand, dass mit der UBS eine andere Bank für
Verstrickungen in ähnliche Geschäfte mit dem Fonds 1MBD von der Finma unbestraft
geblieben war. Die Finma selber wies die Vorwürfe, sie behandle nicht alle ihr zur
Aufsicht unterstellten Banken gleich, als unberechtigt zurück. 74

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 29.06.2016
NICO DÜRRENMATT
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Gut drei Monate nach dem Fall BSI wurde eine weitere Schweizer Bank von ihren
getätigten Geschäften im Zusammenhang mit dem malaysischen Staatsfonds 1MDB
eingeholt: Die Zentralbank Singapurs entzog der Privatbank Falcon mit sofortiger
Wirkung ihre Lizenz und verfügte damit deren Schliessung im Stadtstaat. Überdies
verhängte sie eine Busse von umgerechnet rund CHF 3,7 Mio. gegen die Falcon. Der
Bank wurden grobe Verfehlungen gegen die lokalen Geldwäschereibestimmungen sowie
„unstatthaftes Verhalten" vorgeworfen, was auf unkooperatives Verhalten bis hin zu
Verschleierungsversuchen durch die Bank hindeutete. Auch die Schweizer
Bankenaufsicht Finma wurde im Falle Falcon aktiv: Sie zog unrechtmässig erworbene
Gewinne in der Höhe von CHF 2,5 Mio. ein, eröffnete Enforcement-Verfahren gegen
zwei ehemalige Manager der Falcon, untersagte während dreier Jahre neue
Geschäftsbeziehungen zu politisch exponierten Personen und verfügte Massnahmen,
die die Unabhängigkeit des Verwaltungsrats der Bank verstärken sollten. 
Tags darauf eröffnete zudem die Schweizerische Bundesanwaltschaft ein Strafverfahren
gegen Falcon, weil der Verdacht bestand, dass die Bank zu wenig Vorkehrungen
getroffen habe, um Geldwäschereidelikte rund um 1MDB zu verhindern.  
Neben Falcon musste auch die UBS für ihre Vergehen im Fall 1MDB geradestehen: Die
Behörden Singapurs verhängten gegen die Schweizer Grossbank eine Busse in der Höhe
von umgerechnet knapp CHF 1 Mio., weil diese ihre Kontrollpflichten vernachlässigt
habe. 75

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.2016
NICO DÜRRENMATT

La Commission de l’économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) soutient
l’idée d’un contre-projet direct à l’initiative populaire «Oui à la protection de la
sphère privée» par 15 voix contre 7 et 1 abstention. Ainsi, la CER-CN vise une meilleure
protection de la sphère privée financière. L’objectif est notamment d’empêcher
l’échange automatique de renseignements au niveau national. Néanmoins, une minorité
rejette le contre-projet et l’initiative. Elle estime que ni le contre-projet, ni l’initiative
s’inscrivent dans la «stratégie de l’argent propre» du Conseil fédéral. 76

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.11.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Groupe d’Action Financière (GAFI) a livré ses conclusions sur les questions de lutte
contre le blanchiment d’argent et de financement du terrorisme. Dans l’ensemble, les
autorités helvétiques ont reçu des bonnes notes. Ainsi, le GAFI estime que la législation
suisse répond à 31 des 40 recommandations, et obtient des notes favorables dans deux
tiers des thématiques clés du rapport. Néanmoins, des lacunes ont été soulignées.
Premièrement, le GAFI pointe du doigt l’absence d’assujettissement à la loi sur le
blanchiment d’argent (LBA) des avocats et notaires sur des activités non financières.
Cette thématique est problématique étant donné le secret lié à la profession.
Deuxièmement, l’Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (Finma), et
plus particulièrement le bureau de Money Laundering Reporting Office Switzerland
(MROS), ont été sous le feu des critiques au niveau de l’entraide judiciaire
internationale. En outre, le GAFI a précisé que la politique des sanctions demeurait
insuffisante. Finalement, l’usage de l’argent liquide a aussi été sous les projecteurs. La
question est notamment liée à l’utilisation des grosses coupures, comme le billet de
1000 CHF. Cependant, Alexander Karrer, Secrétaire d’Etat suppléant aux Questions
financières internationales (SFI), a indiqué qu’aucun rapport n’indiquait un lien
problématique entre grosses coupures et blanchiment d’argent en Suisse. 77

ANDERES
DATUM: 07.12.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Wintersession 2016 gelangte sowohl die Volksinitiative „Ja zum Schutz der
Privatsphäre“ als auch der von der WAK-NR entworfene Gegenvorschlag zu dieser
Initiative zur Beratung in den Nationalrat. Während vornehmlich Vertreter der linken
Ratshälfte einer Verankerung des Bankgeheimnisses im Inland auf Verfassungsstufe
kritisch gegenüberstanden und damit Steuerhinterzieher und -betrüger geschützt
sahen, erachteten Politiker der rechten Ratshälfte dieses Ansinnen als notwendig, um
den ehrlichen Bürger in seiner Privatsphäre zu schützen. Folglich forderte eine
Minderheit Landolt (bdp, GL), der neben dem Glarner BDP-Vertreter und  Nationalrätin
Bertschy (glp, BE) ausschliesslich Politikerinnen und Politiker von SP und Grünen
angehörten, neben der Ablehnung der Initiative auch den Verzicht auf einen direkten
Gegenvorschlag. Aus Sicht dieser Minderheit war im entsprechenden Bereich schlicht
kein Handlungsbedarf gegeben. Dem gegenüber stand eine Minderheit Aeschi (svp, ZG),
bestehend aus bürgerlichen Ratsmitgliedern, die sowohl Initiative als auch
Gegenvorschlag zur Annahme empfehlen, im Falle einer Stichfrage aber dem
Gegenvorschlag den Vorzug geben wollte. Der Minderheit Landolt war kein Erfolg
beschieden: Der Rat sprach sich mit 115 zu 75 klar im Sinne der vorberatenden
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Kommission und damit dafür aus, der Initiative einen direkten Gegenvorschlag
gegenüberzustellen. Nachdem auch in der Detailberatung sämtliche Minderheitsanträge
keine Mehrheit hatten auf sich vereinigen können, passierte der Gegenvorschlag
schliesslich, gegen den Willen von SP, Grünen und GLP und mit der Unterstützung von
SVP, FDP und grosser Teile der CVP, mit 111 zu 71 Stimmen die grosse Kammer.

Bezüglich der Frage, welche Abstimmungsempfehlung das Parlament dem Stimmvolk
unterbreiten sollte, unterlag der Mehrheitsantrag, der die Initiative zur Ablehnung und
den Gegenvorschlag zur Annahme empfehlen wollte, dem oben beschriebenen
Minderheitsantrag Aeschi mit 60 zu 80 Stimmen, wobei sich 55 Nationalratsmitglieder
des linken Lagers der Stimme enthielten. Damit sprach sich die grosse Kammer für die
Annahme sowohl der Initiative als auch des Gegenentwurfs aus, wobei der
Gegenvorschlag im Falle der Annahme beider Vorlagen vorzuziehen wäre. Eine
Verlängerung der Behandlungsfrist des Geschäfts um ein Jahr bis März 2018 wurde von
National- und Ständerat diskussionslos genehmigt. 78

En 2014, une initiative populaire «Oui à la protection de la sphère privée» s’est
dessinée en réponse à un projet législatif, du département des finances (DFF),
d’assouplissement du secret bancaire en Suisse. Cette initiative populaire, portée par
des politiciens du camp bourgeois, n’a pas reçu les faveurs du Conseil des Etats. Par 25
voix contre 19, la chambre des cantons a proposé non seulement de rejeter l’initiative,
mais aussi de renoncer à un contre-projet. Les voix de l’UDC et de quelques PLR et PDC
n’ont pas su imposer la volonté de cimenter le secret bancaire dans la Constitution. La
Commission de l’économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a estimé
que la législation en vigueur protégeait suffisamment le secret bancaire et donc la
sphère privée. Le camp de gauche, rejoint par plusieurs PDC et PLR, a affirmé que
l’initiative était improductive pour les contribuables honnêtes. 79

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 06.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Les divergences d'opinion sur le secret bancaire entre les partis politiques, mais aussi
entre les deux chambres au Parlement, continuent d'animer les débats sous la coupole
fédérale. Alors que le Conseil des Etats avait rejeté l'initiative populaire «Oui à la
protection de la sphère privée», ainsi que le contre-projet direct, le Conseil national a
pris la direction opposée en marquant son soutien à l'initiative populaire et au contre-
projet direct par 81 voix contre 39 et 68 abstentions. Ce vote a mis en relief des
divisions au sein des partis. Par exemple, il est possible de noter des divisions du côté
du PLR, 10 voix pour, 21 contre et 1 abstention, mais aussi du côté du PDC avec 4 voix
pour, 18 contre et 7 abstentions. De plus, il est intéressant de relever que les 42
parlementaires du groupe socialiste se sont abstenus. L'initiative populaire est donc
retournée à la chambre des cantons.
Face à cette impasse, le Conseil des Etats a proposé une option alternative. Ainsi, une
motion a été déposée afin que le projet de réforme introduit par Eveline Widmer-
Schlumpf, élément déclencheur de l'initiative populaire, soit retiré. En effet, selon le
Conseil de Etats, un retrait de ce projet entraînerait logiquement l'abandon de
l'initiative populaire et du contre-projet direct. Néanmoins, en attendant le vote sur
cette motion, le Conseil des Etats a rejeté l'initiative populaire et le contre-projet par
29 voix contre 16. Dans l'attente du vote sur la motion, l'initiative populaire est bloquée
entre les vents contraires soufflés par les deux chambres. 80

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.09.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Jean-Christophe Schwaab (ps, VD) a déposé une motion qui vise la modification de
l'art.9 al.1 let.a de la loi sur le blanchiment d'argent (LBA). Pour être précis, il souhaite
que les intermédiaires financiers soient contraints d'annoncer en cas de simples
soupçons d'infractions, et non plus uniquement lors de "soupçons fondés". Il estime,
que face à la créativité des fraudeurs, une telle mesure devient obligatoire. Pour
appuyer sa motion, il cite notamment l'affaire des Panama Papers. Le Conseil fédéral
propose de rejeter la motion. Il considère qu'il s'est déjà prononcé sur la modification
de l'art.9 de la LBA. De plus, une telle modification, non seulement
déresponsabiliserait les intermédiaires financiers, mais les écarterait d'un système
financier, basée sur la confiance, dont ils font partie intégrante. Le député a retiré sa
motion. 81
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Avec les secousses provoquées par les Panama Papers dans la finance internationale,
plusieurs idées ont été élaborées afin de lutter contre ces fonds soustraits aux
autorités fiscales nationales. Dans cette optique, Prisca Birrer-Heimo (ps, LU) a déposé
une motion qui charge le Conseil fédéral de prélever un impôt de garantie à la source
de 1 pour cent sur les transactions financières effectuées par des entités financières
helvétiques avec des centres offshores. Afin de définir ces derniers, elle utilise la liste
de pays établie par la Banque nationale suisse (BNS) avec qui aucun accord sur
l'échange automatique de renseignements n'a été conclu. Logiquement, le produit de
cet impôt serait reversé en cas de déclaration fiscale transparente. Le Conseil fédéral
s'est positionné contre la motion. Il estime que plusieurs instruments ont été mis en
place pour réduire l'attrait des centres financiers offshores et qu'il est important de
connaître l'impact de ces instruments avant d'en créer d'autres. Il cite par exemple le
Base Erosion and Profit Shifting (BEPS), l'échange automatique de renseignements ou
encore les mesures de l'OCDE pour affaiblir l'attrait des sociétés boîtes aux lettres. La
motion a été rejetée par le Conseil national par 133 voix contre 55 et 2 abstentions. Les
partis du centre et de la droite ont imposé leur volonté. 82

MOTION
DATUM: 14.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Le ministère public soleurois a déposé plainte contre PostFinance pour blanchiment
d’argent. Le parquet lui reproche l’absence de contrôle de l’origine et de l’utilisation
des fonds déposés par les clients. Dans le cas d’espèce, un retrait suspect de CHF 4,6
millions n’aurait fait l’objet que d’un contrôle minimal de conformité aux règles
internes. La direction de l’entreprise publique a répliqué immédiatement, jugeant ces
reproches infondés et assurant le strict respect des prescriptions légales et
réglementaires en matière de lutte contre le blanchiment. 83

KANTONALE POLITIK
DATUM: 23.07.2010
NICOLAS FREYMOND

Im April musste sich die Post vor dem Amtsgericht Solothurn-Lebern wegen
Zuwiderhandlung gegen das Geldwäschereigesetz verantworten. Dabei ging es um eine
Barauszahlung von CHF 4,6 Mio. in Tausendernoten an einem Postschalter in Solothurn
an eine Anlagefirma, die des gewerbsmässigen Betrugs und der Veruntreuung angeklagt
ist. Als erstes Schweizer Finanzunternehmen wurde die Postfinance der Geldwäscherei
schuldig gesprochen und mit einer Viertelmillion Franken gebüsst. Entscheidend für
den Schuldspruch war nicht ein schuldhaftes Verhalten der Angestellten, sondern
vielmehr die fehlende materielle Prüfung des Sachverhalts aufgrund eines mangelhaften
internen Reglements im Fall von Barauszahlungen hoher Summen. Am Tag nach der
Urteilsverkündung kündigte die Post Berufung an. 84

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.04.2011
SUZANNE SCHÄR

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Zu Beginn der Frühjahrssession befasste sich der Nationalrat als erster mit dem
bereits im Vorfeld der Beratungen heftig umstrittenen Kulturgütertransfergesetz, mit
dem eine Unesco-Konvention von 1970 umgesetzt werden soll. Ziel des Gesetzes ist der
Schutz von in- und ausländischen Kulturobjekten vor Diebstahl, Raubgrabungen und
Schmuggel. Kunsthändler, Sammler, verschiedene Museen, aber auch bürgerliche
Politiker hatten von Anfang an den Entwurf des Bundesrates bekämpft, der zu
perfektionistisch sei und eine für die Schweiz wichtige Branche in die illegale Ecke
dränge. Nationalrat Fischer (fdp, AG) hatte kurz vor der Verabschiedung der Botschaft
einen eigenen und bedeutend liberaleren Vorschlag in Form einer parlamentarischen
Initiative (01.450) eingereicht, der von branchennahen Experten ausgearbeitet worden
war.

In der Eintretensdebatte herrschte Einigkeit darüber, dass Missbräuche beim Handel
mit Kunstwerken wirksam zu bekämpfen seien. Während aber SP, Grüne und CVP
grundsätzlich dem Entwurf des Bundesrates folgen wollten, erklärten SVP, FDP und

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Liberale, sie würden der Initiative Fischer den Vorzug geben, falls nicht die von
bürgerlicher Seite geforderten Korrekturen Aufnahme ins Gesetz fänden. In der
Detailberatung nahm der Nationalrat eine Anregung Fischers an, wonach nicht mehr alle
Gegenstände unter das Gesetz fallen sollen, sondern nur solche von wesentlicher
Bedeutung für das kulturelle Erbe. Umgekehrt wollte er sich nicht auf archäologische,
sakrale oder ethnologische Kulturgüter beschränken, wie dies der Bundesrat
vorgeschlagen hatte, sondern dehnte den Schutz auch auf andere Bereiche aus.
Unbestritten war der Antrag des Bundesrates, dass die Schweiz künftig Projekte zur
Erhaltung des Kulturgutes anderer Staaten finanziell soll unterstützen können, wenn sie
durch politische oder kriegerische Ereignisse gefährdet sind. 

Bei den mehr technischen Fragen der Meldepflicht, der Verjährung der Rückgabepflicht
und der Entschädigung bei der Rückgabe eines Kunstwerks waren die
unterschiedlichen Meinungen umso ausgeprägter. Die Meldepflicht für vermutete oder
beobachtete Verletzungen des Gesetzes (Geschäfte mit illegal eingeführten
Kunstwerken und Kulturobjekten) war im Vernehmlassungsentwurf des Bundesrates
enthalten gewesen, war dann aber auf Drängen jener Kreise, die hinter der
parlamentarischen Initiative Fischer standen, zum Bedauern der damaligen Bundesrätin
Dreifuss gestrichen worden. Die Kommission hatte die Bestimmung in Analogie zur
Meldepflicht in Fällen von Verdacht auf Geldwäscherei wieder aufgenommen. Eine von
Randegger (fdp, BS) angeführte Minderheit auf Streichen setzte sich jedoch mit 85 zu 81
Stimmen durch, nachdem auch Bundespräsident Couchepin als neuer Vorsteher des
EDI erklärt hatte, die Festschreibung der Sorgfalts- und Aufzeichnungspflicht sei ein
genügendes Instrumentarium. 

Bei der Verjährung von Rückgabeforderungen hatten Bundesrat und Kommission eine
Verlängerung der heute geltenden Frist von fünf auf neu 30 Jahre beantragt. Müller-
Hemmi (sp, ZH) wollte noch weiter gehen und verlangte 50 Jahre, wie sie die Unidroit-
Konvention vorschreibt, welcher der Bundesrat vorderhand nicht beitreten will. Mit
dem Argument, 30 Jahre seien für die Rechtssicherheit des neuen Besitzers eines
Kunstwerks zu lang, forderte Baumann (svp, TG) eine Verkürzung auf 15 Jahre. Gegen die
Empfehlung von Couchepin wurde dieser Antrag mit 76 zu 72 Stimmen angenommen.
Nicht durchsetzen konnten sich Bundesrat und Kommission auch bei der Frage, woran
sich die Entschädigung bei der Rückgabe eines Kunstwerks orientieren soll. Statt des
Kaufpreises als Richtlinie brachte Wirz-von Planta (lp, BS) mit 81 zu 79 Stimmen den
Verkehrswert durch. Couchepin erläuterte umsonst die Schwierigkeit, den
Verkehrswert eines Objekts zu bestimmen, das gar nicht mehr auf dem Markt ist. In der
Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 131 zu 23 Stimmen verabschiedet. Angesichts
der Drohung der noch liberaleren parlamentarischen Initiative Fischer stimmten CVP,
Grüne und SP zähneknirschend der in wesentlichen Fragen entschärften Vorlage zu. Die
Ratifikation der Unesco-Konvention wurde mit 123 zu 3 Stimmen bei 25 Enthaltungen
gutgeheissen. Die Nein-Stimmen zum Gesetz und die Enthaltungen bei der Konvention
stammten grossmehrheitlich von der SVP. Mit der Begründung, dass zahlreiche
Forderungen seines Vorschlags Eingang in die Vorlage gefunden hätten, zog Fischer
seine parlamentarische Initiative zurück. 85
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